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1770 Stenugraphi~<:he Bencll~I:' df"!l l.andtages von t{hl'Ltil<1n<t-l't'al?.. IJ. WahlpPriori•' 

5:~. rlt"narsitzu11g cfos Landtages Rheinland-Pfal~ 
am 9. Februar 1954 

Die Sitzung wird um 9.40 Uhr durch den Pl'äsiden
ten Wolt<>rs et·öffnet. 

Präsidf'nt Walters: 

Meine Damen und Herren! Die 52. Sitzung des Land
tage~~ \'On Rheinland-Pfal?. ist eröffnet. Beisitzer z.m· 
hei.1Ngen Sitzung sind die Hernm Abgeonineten Drah-. 
len und Giinger. Die Ri:.'dn„rli!<h>. führt der Abgeordnete 
GängCL·. Entscliuldigt wegen Krankheit sind die Herren 
Abgeor<inetl:'n Dr. Zimm"'"· Becht.el, Kiihler, Schwein
hardt und Smnmere:v. 

Die Tage„ordmtng, die Ihnen v<wliegt. v.ru!"d" in der 
gestl'igen Sitzung des Altest.enrates aufgestellt. - Wiider
spn1cl1 gegen die Tagesordnung erhebt sich nicht. Dte 
Tagesordnung ist damit angenommen. 

Als Gasthürer nehmen heute auf der Zuschauer
tribüne Schüler der Berofs.sdiule aus Neustadt und 
Te!!nehmet' des Gemeindeverwaltungslehrganges m 
Trier <ell. fch dllrf di.e Gasthörer begrül~en. 

(Beifall des Hauses.) 

Meine Damen und Hel't'en! Vor Eintritt in die Tages
ordnung darf ich Ihnen noch bekannt~ebf'n, cfal3 der 
Altl:'~f Pnr>lt dem HaUl"e vorschlägt, das Pohzeibcamten
gesd;,, für das Land Hheinland-Pf\alz - Drucksache 
Ir/7JU1'151 - noch nachträglich dem Rectltsau"-«Mlllß 7.U 

übel'weiscn. - Übel:' die Überweisung an den Rechts
ausscl1uß besteht Einmütigkeit. 

Meine Damen und Herren! Nach dem Sti>nngra
phischen Bericht iiher tiie letzte Landtagssitzung hat 
der Her!' Abgeordnete Markschef~e ! währe-nd der Rede 
des He1Tn Abgeordneten Wilm:o: einen Zwischenruf 
g<."lnat·;it, der· - vvenn er in dieser Form gemacht wot·
den wifre - die Ordmmg des Hauses g~tört hätte. Das 
amti-er-ende Pdsidium hl'lt den Zwü;chPnrur niclit ge
hört. t•;ine Klarheit, ob der Zwischenruf in der steno
graphist.:.l! aufgt-!nommenen Form gemacht worden ist, 
-,•;ar nicht ?Al <"rhl'!lten. Aber WC'nn er auC'.h in einer 
;.ibgeminderten Form gemacht worden i!':t. dann ver
_,tilßl P.L' gP.gen die Würde des Hauses. Ich mufl daher 
noch nachtr~glich den Zwrischenn.1f zurückwetsen 

(Heiterkeit b!-i der SPD.) 

Mf>it1e Damen tJnd Herren1 Wir treten nunmehr in 
die Tagesordnung ein. Ich rufe auf den Punkt l de1· 
Tagesm·dnung: 

Erste Beratung eines Landesge!':etzc-s übei: die 
Feststellung des Haushalt<1planes für das Rech

nungsjahr 1954 (Haushaltsgeset:r; 19541 

- Dn1C'k!<::iC'ht> II/772 -

lrh erteile 1.unät:l1st r!~~ Wort zur Etatrede dem 
Ht>nn Finanzminister Dr. NowaC'k. 

l"inan:c,minister Dr. Nowack: 

Herr Präsident! Meine sehr vereh1·tcn Damen und 
Hert'en! Es ist in Rheinland-Pfal~ schon Tradition ge
worden, daß der Landtag i;;ich in den ersten Wochen 
eines jeden neuen Jahres mit dem Haushaltsplan für 
das nächste Rechnungsjahr befaßt. Im Jahre 1952 wa
ren wir das erstE> der <leul..«~h4'n Länder, das seit 1945 
:;einen Haushalt den Bestimmungen der Verfassung 
entsprecl1t:n<l ve;:abschiedete. Auch im vorigen Ja.hr 
knnnt.Pn wir uns noch der gleichen Leistung rühmen. 

Im:wi.schen haben si<'h auch die anderen ßundes
Wndt>r in ihrer Mehnahl unserem Ordnungsprinzip 
angeschlossen. Selbst der Bund hat in diesem Jahr 

mit seiner bis dahin geübten Praxis, den Haushalt-;
pJan eri>t 7JU beniti>n, wt'nn das diesbezügliche Rech
nungsjahr berei1.8 abgelaufen war, gebroeh'2'll, ut1d 

· :aundesrat und Bundestag haben den Haushalt für 
. i~:>4., bcrttit:; voi:gdcgt. Unser gutes Bei.spiel hat also 
Schule gemricht. 

{Sehr gut! itn H<luse.} 

JJa.rübe;r hinaus ist die fristgerechte Verabschiedung 
der Haushalte in ßund und Ländern ein Zeichen für 
die. ~Pm9.iiJii~1:ung der Vcd1il.lt11k;se auch auf dem Ge
biet der öUeotl.ichen Finanzwirtscl1aH. 

De.r HaushaUspl::in. den wit· Ihnen heute vorlegen. 
schU~ßt mlt fol~l'!nden ZahlPn - ich runde Zahlen beim 
Sprechen imml"r fl•h, .Oi~ gprn1,•Pn Z11hlen fln dE'n Sie im 
Tl.!Xt - ab; 

Ordentllche1· Haushalt 
Außerordentlimer Haushalt 

830 Millionen DM. 
180 Millionen DM. 

Uainil übfrsdi1:eifd der · Ge~amth<iushHlt fiir Rhi>in
land-Pfalz lx-i s~:ncr Vorlage die Milliardengren7.e um 
rund ·10 Mtllionen DM. Zum Verglt>i<'h der Entwicklung 
unseres Haushaltsbeda1·fs mochte ich Ihnen die Zah
len aus·den VPr.gan~l'nf'n drl'i .Tahn•n norh einmal ins. 
Gcd~chtniti z1.1.dkltrufen. 

Der Hau:;halt.;;bed•1rt bclict sieh: 

Ordentlicher Außerordentlicher 
J;;ihr Haushalt Hirn<:hfllt insg~sam1 

1951 Rlfl Mntionen 32 Millionen 648 Miilit>nPrt 
1952 817 Milli(men 30 Millionen 848 Millionen 
1953 . 794 M'n1ion0n 125 Millionen 919 Millionen 

Diese Zahlen !!Pbcn ein anschau!!ches Bild von der 
Entwlcklung des Haushaltsbedarfs, wobei jedoch der 
Korn:-kUwit halber nod1 zu bemerken wäre, daß es 
sich bd den Zahlen für dal' fle<imungs.jahr 1953 noch 
um die Soll.zahlen handelt, wioilm:nd für 1fü• beiden 
vorhergehenden ,Jahrn die Istz;o1hlen Pingesd7.t sind. 

Di-e bt;i;;;ihlcn für den 01·denthchen Haushalt 195:! 
werden si.ci.1 nach un:;..,rcm Überschlag - soweit wu· 
ihn nach den vorliegenden llntcrlagen machen können 
- au! c~woi 1;125 l.J.is 82.8 Millionen DM belaufen. Der 
Plan für den Ordentlichen Haushalt 1954 sieht gleich
falls eir.e Ausgabe von rund 830 Millionen DM vor. 
Die A.i:.gabeu des Ordentlichen Haushalts sind danach 
für 1952, 1953 l!Od 19!)4; im großen Und e~ff~,_.n t:iPmJie/i 
gleich. nie Erhaltung dieses G1eid1gewkht~ im Ordent
Hchen Haui:;halt i...;t aber nur dadurch herbl>iwführPr1 
gewei:en. daß wir wesentliche Ansätze. die bls zum 
Jahre 1952 1m Ordentlichen Haushalt verkraftet wur
den, nunmehr in zunehmendem Maße in den Außer
ordentlichen Haushalt übernehmen n1ußten. Das war 
hau~hAlt~rechtlich nicht nur vcltt·etbar, sondern ge
radezu gc!Juten , nadu.letu >Jidt 1.ms auf dem allmählich 
Gestalt annehmenden Kapitalm;irkt und insbe~ondere 
unter ZuhHfonahm.pc de,; Er;:t-E>n Ge~tzcs zur Förde
rung des K:,ipit&lmurktcs erstmal~ nach dem Krieg 
'.vietler !Vfö~~ Uchkeit~n zur P. ... ufnahme von 1ang- und 
mlttel1'ri.sti~Pn AnldhP.n ~t>boten haben. So hat sich 
der Außerordentliche lfaw;halt denn auch sprunghaft 
erweitert. 1952 umfaßte er 30,5 Millionen DM, 195~ 
rund 125 ,Millionen DM, und für das Haushaltsjahr 
1954 huben wir vorgeschlagen, 1•inen BE'trag von runri 
180 Millionen DM anz.u:;;ct:r.t!n. 

Ehe il:'h zu einer Darlegung des Haushaltsplanes für 
1954 komme, möchte ich Ihnen noch einen zusammen
fassenden Übe1:blick über die Entwicklung der Finanz
lage des Landes im Rechnungsjahr 1953 geben. 

Der temperierte Optimismus. mit dem wir die Ent
wicklung für das laufende Rechnungsjahr bei unseren 
Beratungen vor einem Jahr veranschlagt haben, hat 



: ·. ·. ,:: , :; : < ::::;: T.'' ' .. '.:l .)l)Fr'' ::, , . · < .1. ;":·:: ~· · · 
. 52. S~t.zung, 9. Februar 1954. 

·. • ' 

1771 

(l!'lnan?.m1n1stf'I Dr Nowack> 

sich als bcredl.ti&t erwiesen. Bedenken, die damals 
gestützt au! gute Gründe und 'O'Qerlegungen - w~gen 
eines möglichen Steueraus.talls als Folge der E:lelnen 
Steuerreform geäußert wurden, haben sich z.u unserer 
Freude nicht bestätigt. Ich habe mich' diesen, meist 
Bonner fiskalischen Bedenken schon in meiner vor
jähri.gen Haushalts1·ede nicht anschließen können. 

Ich habe damals erklärt, daß es mir durchaus mög
lich erscheine, zu Steuersenkungen zu kommen, weil 
ich „in der Steuersenkung kein zusätzliches; Gefah
renmoment für das kGmmende Haushaltsjahr sähe, 
sondern eher im GegentcH eine Möglichkeit zur Er
höhung der Sparquote und damit FestiiUni des sich 
bildenden Kapitalmarktes oder eine Konsumsteige
rung, die sich wieder in neuen Arbeitsplätzen und 
wachsenden Umsätzen volkswirtschaftlich positiv aus
wirken werde". 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Die vor einem Jahr von mir geäußerte Uberzeugung 
ist durch die tatsächliche Entwicklung voll bestätigt 
worden. Sie darl daher wohl auch mit Recht angewandt 
W1!rden bei der Betrachtung der Mögllchkeitt!n, die 
jetzt mr eine Große Steuerreform - auf die ich noch 
in el.ncm anderen Zu·sammenhang zurückkommen 
werde - angestellt werden. 

Wie haben sich denn nun die Einnahmen und Aus
gaben im laufenden Redmungsjahr entwickelt? 

Lassen Sie uns zuerst die Einnahmenseite betrach
ten. Die Einnahmen sind ja auch -sicherlich das, was · 
Sie am meisten interessiert; denn danach sollen sich 
ja die Ausgaben gestalten, wenn man auch heute ge
legentlich hört, daß Parlamente ohne RUcksicht au! die 
Einnahmeseite Au.sgnben beschließen, - ein Brauch,· 
der Gott sei Dank in diesern Hohen Hause bis·her . noch 
nicht üblich gewe.cien ist. 

(Bravo-Rufe und Beifall bei den Regierungs
parteien.) 

Dl.e wichtigste Einnahmequelle des Haushalts sind 
die Steuern. Sie haben im vergangenen Jahr rund 
75 v. H.· der Einnahmen erbracht, und wir rechnen auch 
im kommenden Jnhr mit dem gleichen Anteil. Das 
Steueraufkommen ist im laufenden ' Rechnungsjahr 
befriedigend gewesen. Das Soll wird nach dem bis
herigen Ablau! bei allen Steuerarten erre:cht und 
dUrite tm Endergebnis bei einer Reihe von Steuerarten 
überschritten werden. Nur eine Ausnahme gibt es in 
dieser Entwicklung, und das ist die Lohnsteuer. Sie 
h3t nicht den Betrag erreicht, den wir bei der Auf
stellung unReres Haushaltsplanes für das Jahr 1953 er
wartet halben .. Hier mamt sich alLerdings die d-urch
schn!tUich 12t/1pro:rentlge Tarifsenkung der „Kleinen 
Steuerreform" voll bemerkbar. So wenig erfreulich 
d~s unter dem Gesichtspunkt der fLskaliSchen Einnah
megesaltung ist, so 'Slfchtbat ist es m. E. ein Beweis 
dafür, daß die Kleine Steuerreform nicht nur - wie 
gerne behauptet wurde - einer Scltlcht von Großver.:. 
di4.'nern, sondern allen steuerzahlenden Bürgern in 
gleicher Weise zugute kommt. 

(Bel1all bei den Reglerungspartelen.) 

D~ Aufkommen an Lohnsteuer im Jahre 1953 wird 
zwar nicht unseren /?Oll-Voranschlag von 190 Millionen 
D-Mark erreichen. Es ddr!te aber kaum oder nur un
wesentlich hinter dem Lohnsteueraufkommen des Jah
res 1952 mit 176 Millionen DM zurückbleiben. Das an
nähernd gleiche Aufkommen in beiden Jahren - trotz 
der unmittelbaren Auswirkung der Steuersenkung -
wird bewirkt durch das Anwach-sen 4er Zahl der Be
schllrtlgten innerhalb des Rechnungsjahres. 

Das Aufkommen an veranlagter Einkommensteuer 
dUr!te sich gegenüber dem Aufkommen von 19~2 um 
etwa 35 Millionen DM auf annähernd 250 Milllon~n DM 
erhöhen und damit das Soll um etwa 20 Millionen DM 
übel'Schreiten. Diese Tatsache erscheint mir besonder~ 
bemerkenswert. Die Ursache ist nicht nur in der anhal
tenden günstigen Wirtschaftskonjunktur zu erblicken, 
sondern sie beruht auch darauf, daß die Steuerver
·waltung in der Lage war, durch verstärkte Betriebs
prüfung und Veranlagungstätigkeit einen Teil der stil
len Steuerreserven des Fiskus zu mobilisieren. 

ÜbET die Entwicklung des Steueraufkommens in den 
J:ihren 1951 bis 1954 haben wir Ihnen im Anhang z.u 
dem Text der Haushaltsrede eine wnfaS>sen.de Über
sicht gegeben. Sie zeigt Ihnen nicht nur die Aufwärts
entwicklung der Steuereinnahmen und den Verlau! bei 
den einzelnen Steuerarten in der Re ihe der J ahre, son-

. dem sie läßt auch erkennen, daß die Steuerzahler die
ses Landes im wesentlichen ihre Pflicht erfüllt haben. 
Und dafür dankt ihnen an dieser Stelle heute wieder 
der Fin11nz:minister. 

(Schmunzelnde Heiterkeit bei den Reglerungspar
telen. - Abg. Matthes: Kleine ~chenke erhalten 
die Freundschaft! - Abg. Hachenberg: Mit bluten-

dem Herzen!) 
- Ja, aber immerhin! 

Die Ausgaben haben s ich im Haushaltsjahr 1953 im 
allgemeinen im Rahmen der Soll-An~chläge gehalten. 
Allerdings mußte eine Reihe von überplanmäßigen 
Ausgaben getätigt werden. 

Das Hohe Haus ist hierUber bi~ in die letzte Einzel
heit durch die pünktlichen vierteljährlichen Vorlagen 
des Finanzministeriums lautend unterrichtet worden. 
Das Mehr an Ausgaben, das sich aus diesen über- und 
außerplanmäßigen ~„!ittelzu\.ve!sungen crgibtt \Vird sich 
unter Schätzung des Bedar~. der noch in den nächsten 
zwei Monaten auf uns zukommt, wahr~inlich au! 
etwa 25 Million~n DM belaufen. Ein Drittel die ser 
Über::ichri::itung kommt allein <1em Straßenbau zugute. 

Aus dem Jahre 1952 haben wir - wie Sie sich noch 
~rinnern werden - ein Defizit in das .Jahr 1953 mit 
übernommen, das sich nach Abschluß der Haus;halts
rechnung auf rund 25 Millionen DM beläuft. Dieses 
Defizit ist im Laufe des Rechnun~sjahres abgedeckt 
worden. 

(Bravo-R<ute bei den Regierungsparteien.) 
Das jetzige Rechnungsjahr wird jedoch trotz der Ein

nahmesteigerung auch wiederum wegen der bereits er
wähnten beträchtlichen Mehrausgaben mit einem Defi
zit abschließen. dessen Höhe wir auf l(} bis 12 Mil
lionen DM schätzen. Damit wurde das in schwierigeren 
Finanzjahren entstandene Defizit - das U~:H noch etwa 
50 Millionen DM betrug - auf ein Viertel seines ur
sprünglichen Umfangs abgebaut. Auch darin kann m. E. 
ein deutliches Zeichen der Genesung und der Herstel
lung der Ordnung in den Finanzverhältnissen des Lan
des erblickt werden. 

· Soviel zur Charakter isierung des Hausha ltsjahres 1953. 
Und nun wollen wir uns der Betrachtung des Haus~ 

haltsplans für das Jahr 1954 zuwenden. Meine ·sehr ver
ehrten Damen und Herren, es ist nicht einfach gewesen, 
diesen HilUshaltsplan auszugleichen. Dieser Ausgleich 
ist uns gelungen, weil wir einmal bei den Steuerein
nahmen - und diese s!n<i ja die wichtigsten• Ein.nahmen 
des Landes, wie ich schon einmal gesagt habe - einen 
großen, einen beinahe fröhlichen Optimismus haben 
walten "lassen und zum anderen die Gestaltung der 
Ausga·ben nach den Regeln sorgfältiger Sparsamkeit 
vorgenommen haben. Der Ausgleich war auch -deshalb 
so schwierig, weil wir zum Beispiel bei <le-n Einnahmen 
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vun vc•rneherein erhebliche Atiställe verbuchen müs
sen. So zum &:i.:.piel werden die Einna·hmen nus Holz
dnschhg in den Staatsforsten im kommenden· Jahr 
ru11<i 1G Milli:onen DM weniger erbringen als in den 
vcrg;rn~enen Jahren hohPr Einscl1läge und hoher Holz
p1ei:;~. 

Wir haben den Ausgleich auch nur gefunden, indem 
·wir den Ablieferungssatz für den Bundesanteil an 
J ,ohn-, Einkommen- und Körperschaftsteuer auf 38 v. H. 
i;„,J R.s:::cn haben. Die Erhöhung auf <i2 v. H. - wie i::ie 
der Bundesfinanz...rninister Schäffer für das Rechnung~
jahr 1954 fordert - würde eine Mehrausgabe von über 
21 Mil!ionen DM bedingen, eine Mehrausgnbe, die für 
dl"n umde-s!U!Ll!'halt nicht tragbar wäre. Wir t:nnten 
di~~~e Tat:;:ache ins~ondere den Bundest.agsab~eol"d
nei.en unse!'es Landes mit aller Deutlichkeit vor Augen 
führen und sie bit.ten, Z'UlTlin<lei<t für unser L<>nd mit 
seiner bernnderen .aus der Vergangenheit überkomme· 
nen Belastung und Verhältnissen jener in Bonner par
lamentariscl1en Kreisen immer wi€'der an2'.ttTeffenden 
Auffassung entgegenzuwirken, daß die Länder gut unrl 
gern noch meht• als bisher an den Bund abli~fcrn könn
te!l. 

Der Fimnzmlnister ist in dieser Richtung bereits 
tätig geworden. Es wäre erfreulich, wenn ich jetzt in 
dieser Frage nicht nur Ihr c Zustimmung zu meiner 
Auffa~sung erhalten wilrde, son<iem wP.nn au<:h die 
politi~<'hl'n P:.i.rtelen <les Llm<les dazu beitragen wür
den, ihre Abgcordne-t.Pn im Bundestag über d!e hier 
von Ihnen bekundete Auffassung zu unterrichten. 

L9ssen Sie mich in diesem Zul!'8!1l'.1Inenhang gerade 
nod1 ein Wort zur Neugestaltung des Artikels 100 GG 
sagen. Dieses Prob!em läuft gewöhnlich unter dem 
Stichwort Arlikel 107, weil dieser Artikel die Anwm
i;:ung gibt, den Artikel 106 und damit die Auftellun~ 
der Stellt' l'!l auf Bund und Länder endgültig zu regeln. 
VL>r einem Jahr war ich der Auffa!'lsung, daß der Im 
Grundgesetz ursprünglich vorgesehene Termin vom 
:n. Dezember 195a zur Lösung dieser Frage eingehalten 
werden k önnte. Es hat sich aber gezeigt, daß das nicht 
möglich war. Der Term.in ·wurde bis 31. Dezember 1954 
vel'längert. Zur Zeit wird zu dieser Frage eine Fi.llle 
von Vorschli\gen und Anregu!"gen in dem engsten 'Kr~i::: 
der Sachverständiger. des Btt!1desfinnnr.ministeriums 
und d C'l' Finan1.minister der Länder bereten. Sle haben 
die~er T age erst die Notiz ül:>eT die Tagung in Bad 
Nauheim gelesen. Ich kann nicht sagen, daß si<:h sch6n 
viel KIRrheit oder eine kom;truktive Möglichkeit ab
zeichnet. Dle verschiedenen bei der Behandl\.rng dieser 
Frage !<i<'h treffenden, kreuz.enden und widerstreiten
den Interf'ssen der Partner - nicht nur Bund und Län
der. sondern t>.\lch l,~nder untereinander - la!!l!!en steh 
nur ~wer ausgleichen. Die Finanzminister ha.!X'n da
IJ ,~i nu<:h i>ine harte Nuß m knackPn, 11nd es wird noC'h 
manche heftige AuS'einandersetzungen geben, bevor 
eine nadt Form und Inhalt verfassungsgerechte Rege
lung z1.1'>tande kommt. 

Die Schwierigkeiten im Ausgleich des Ordentlkhen 
H:rn shaHes sind auch deshalb so groß, weil die von 
mir von Jahr zu Jahr immer wieder herausgestellt~ 
Verstein~run~ be i einer Reihe von Au!!'gabeblöcken be
stehen bleitlt.. Oh~i::e Versteinerung führt da:zu. daß der 
Spielraum für eine elastiiiche Gestalti.mg <les Ot"d·•mt
lichen Haushaltes sehr gering ist. Es handelt iJkh hier
bei insonderheit um folgende Ausgabeblöcke: 

Gehälter und Löhne 254 Millionen DM 
Versorgungsbezüge 62 
Bundewbführung 202 
Ausglekhsforder1.1n.gen 27 ,. 
Kommunaler Finanzausgleid1 42 
Dotationen und Zuschüsse an Kirchen 13 
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Die Summe dieser Ausgaben macht 001 MllHonen DM 
aus. Dieser Betrag en~pricht bereiL-; ml:"hr als 72 v . H. 
der vorge!ehcnen Gesamtirusgaben in Höhe von 830 Mi!
lionien DM. Im lA'lufenden ·wfo Im vf'rgangenen Jahr 
lagen die Vergleichsziffern bci rund 71 v. H. So muß 
z~ngsläuflg dl(l Bc!tiedigung dE'r angenommenen Be
dürfnisse df!\9 Landes durch eln stärkeres Ausweichen 
in den Außerordentlichen Haushalt - sowt:>it d11s Harn<
haltsrec:ht das gestattet - gesucht werdE>n. 

Immer-hin liegt Ihnen heute eine Vnrl?P."" für e-in+'n 
ausgeglIChcrien Haush alt vor. Ich habe schon davon 
ge-sprochcn, daß v;'ir bei den Schätzungen für die Steuer
einnahmen im .Jahre 195-4 einen gewissen Optimismus 
haben walten fassen. Die R<>hät:i:11ng1>n ~,ind di~mal viel
leicht noch s:C'hwie!'iger l'l1s in früh1>ri>n .Tah~n. w„n 
kortjtltlkturpolit!llchC' T('ndenzen wie auch die künftig<! 
Gesetzgebung !Or die Steuern nur schwer zu über
sehen sind. 

Icb glaube allerdings, daß man die wirtschaftlich!? 
E!ntwicklung für <l.is kommende Jahr durchaus ·mit ei
nem gesunden Optimismus betrachten kann. 

(Abi!. Fliesen: Hofft>ntli<·h täu,c.:hen Sie sich ni<:ht!) 

Mir l!chelnt, dnß dazu durclwus begründeter Anlaß 
besteht, und ich befinde -ml<:h damit in Obereini<tim
mung mit den Konjunkturprognosen <ler führend~n 
wh'techaftsWissenschaftlichen Fot•schungsins titute der 
'Bunderrepi.1blik. 

(Abg. Dr. Boden: Sehr richtig!) 

Sie Cl'klärcn in einer gemeinsamen Beurteilung der 
Wirtschafti;lagc, daß !ür das laufende Jahr zunächst 
mit einer weiteren Expansion O.er westdeutschen Wirt
schnft get~<.hnet werden kann. Sie s ind der Auffassung, 
daß dl~ - wohl auch vft. übertrieben da1·gestellten -
Absc:hwilchungstcnd0men in der amerikanischen Wirt
schaft durchaus n icht einen Rückschlag in de r übrigen 
Welt herbeiführen müssen_ 

Dioe wirtschaftlkhe Lage der Bundesr~nblik hiit siC'h 
im Ablauf des vergangenen Jahres wt>itel' gefestigt, Jn 
welchem, vor einigen Jahren noch fiir völlig unvorstell
bar gehaltenen Maße sich die;;e Fes tigung vollzogen hat. 
das läßt si<:h an einem halben Dutzend Zahl~ dar
stellen. 

Wt>stdeutschland war am Jahresschluß der größte 
Gläubiger unter den Mit.gliE'dt>rn der europföschffi 7.ah
Iuniistmlon.' Seine An~prüchc beliefen ~kh F,nri"" nl':i:"."m
ber 'auf mehr a1s 82.l Millionen DM. Diese~ gewaltige 
Plus ermöglfrhte es der Bundesrepublik, •in vi.'iedeorhol
ter und immer schnellerer Folge Er leic'.htetungcn in dE>r 
Devi&?nbewlt1:;;chaftung vorzunehmen. 

Die Gold- und DevisE:nbcstände der Bank deul<icher 
Länder - meine Damen und Herren, w-er hätte an so 
was noch vor fün! Jahren gedach t -

(Abg. Dr. Boden: Sehr richtig!) 

ltonllten I!TI jahi'e i953 weiter angereichert werden. Der 
Goldbestand allein erhöhte .sich von 587 Mil!:ionen DM 
Ende 1952 111ur 13G8 Millionen DM Ende 1953. Der Saldo 
der Währungskonten der Bank dt ut-smer Ll\n<ler stellte 
sich 1953 auf rund 6745 Millionen DM gegenübet· knapp 
4000 Millionen DM F.nde 1952. 

Die' Außenhandelnahlen zeigen für das ab~laufene 
Jahr eine geradezu phanta:;tische Entwicklt mg, beson-

. dcl's ~cnn man bedenkt, daß der Sal<lo un~rer Han
delsbilanz blG zum Jantre 1951 passiv gewesen ist. Die 
Einfuhr stellte sich im Jahre 1953 auf rund 16 Milliar
den DM, are 'Ausfuhr auf den enol'men Betrag von 18,5 
Mllllarden DM. Damit dürfte die Bundel<republik in 
der Reihe der europäisch~n Exportländer nl!C'h England 
vor Frankreich an die zweite Stelle' gerüd<t ~ein. Für 
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das Jahr 1953 hat slch hierdurch ein Überschuß in der 
erstaunlichen Höhe von etwa 2500 Millionen DM ·erge
ben gegenüber dem schon viel bewunderten Ergebnis 
des Vorjahres 1952 mit ein'em Überschuß von 700 Mil
lionen DM. In der gleichen Zeit erhöhte sich <He Zahl 
der Besc.:hä.fügten von 14,9 Millionen au! 15,6 Millionen. 
Es wurden also innerhalb des letzten Jahres 700 000 
neue Arbeitsplätze ieschaf!en. 

Nicht weniger bewunderswert erscheint mir die Ent
wicklung der SpartätigkeH. Wieviele von uns haben 
sich an jenem 20. Juni 1948, als wir <111.e 40 DM tn di€' 
Hand bekamen, geschworen, nun nicht mehr m sparen. 
Und wie wenige haben an diese neue, so merkwürdig 
aussehende D-M.ark geglaubt. Inzwischen lst diese 
D-Mark neben dem Dollar und dem Schweizer Fran· 
kcn zur angesehensten Währung der Welt geworden. 
Und da& Vorhaben mit dem Sparen haben wir uns dem
gemäß a:lle auch noch einmal überlegt. Wie gut wir das 
getan haben, da..i zeigt dllS Anwachsen der Span:-um
men. Der Spareinlagebestand nur bei den Sparkassen 
Eille-in betrug bei der Geldreform 1,6 Milliarden DM. 
Seitdem haben i>ie sich bis Ende 1953 au! fast -das Fünf
fache .erhöht. Der Zuwachs im letzten ,Tahr allein bei 
den Sparkassen war der überhaupt höchste und betrug 
2.,3 MUfüwden DM. Er dürfte bei allen Kt.'Editinstituten 
im1g.esamt sich wohl au! 3 Milliarden DM belau!ei:i. Das 
letzte Jahr brachte mit rund 50 v. H. die bisher höch
i;te Steigerung innerhalb eines Jahres. Das beste Spar
jahr seit der Währungsreform hat a.uch in Rheinland
Pfalz den Einlagebestand um rund 200 Millionen DM 
()rhöht. 

Man könnte die Kette solch eindrucksvoller Zahlen 
für fast alle Lebens- und Wirtschaftsgebiete fortsietz.en. 
Dlc von mir vorgetragenen Zahlen geben doch wohl ein 
so fundiertes und bewundernswert.es und - lassen Sie 
mich auch äas sagen - stolzes Bild unserer wiedere.r
arbeiteten, ja wirklich wiedererarbeitetei Wirtschafts
position, daß steh dOch wohl ein gewisser Optimismus 
zum mindesten !!ür die nahe Zukunft, w!e es die vor
schauende Betrachtung au! ein Jahr ja nur darstelll. 
rechtfertigen läß~. 

(Beifall bei den RegLerungsparteien.) 

Aus der Kenntnis der von mir vorgetragenen Zahlen 
und aw der Vorstelluili unserer wirtscha!tl!ichen Lage, 
die sk.h daraus erkennen läßt, haben wir die Schluß
folgerung mit den im Haushalt gemachte.!'\ Ansätzen 
gezogen. Wir sind dabei tiber die übliche Annahme, daß 
das Sozialprodukt um weitere 5 v. H. anst1::igen w.erde, 
hinausgegangen. W1r sind auch hi111ausgegangen über 
die Einnahm~chätzungen des Bunde6!inanzministers, 
die bekanntlich von Herrn Sc-häffer für die Länder stets 
ebenso optimistisch festgesetzt werden, wie er den Pes
slmismUB in bezug au! die Entwicklung des Bundes
haushalts dramatisch darzustellen weiß. 

(Abg. Bögler: Hört, hört!) 

Die Einnahmeansätze im Ordenilichen.Haushalt wer
den daher kaum mehr eine Anderung nach oben erfah
ren können. 

Wir haben bei der Au!stellung des HaU6ha1tsp1anes 
voraU"Sgesetzt, daß die Steuerquellen bis zum Ende des 
Jahres 1954 im Rahmen der jetzt beetehenden gesetz
lichen Regelungen fließen, das heißt, daß die Steuer
sätze bis zum Ende des Jahres die gleichen bleiben. Und 
wir h aben das Inkrafttreten der Großen Steuerreform 
zum 1. Januar 1Q55, so wie es bei der Festlegung einer 
~ihe von Terminen ir. dem Gesetz über die Kleine 
Steuerreform auch vorgesehen war, in Rechnung ge
stellt. Nun aber wird plötzlidl davon gesprochen, daß 
die Große Steuerreform schon im Laufe dieses Jahres 
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in Kraft treten soll. Ich halte es aus rein technischen 
Gründen der Gesetzgebung kaum für möglich, sie schon 
zum l. Juli d. J. wirksam werden zu lassen. Der Ter
min des 1. Oktober 1954 wäre allerdings aus gesetzes
tedmischen Gründen wohl schon zu erreichen. 

Man kann es verstehen - auch die Finanzverwaltung 
versteht das -, daß die Steuerzahler den Termin des 
Inkra!ttretens der seit Jahren besprochenen Großen 
St.euerre!orm sobald wie mögHch herbeiwünschen. Aber 
es kommt n.lcht nur auf den Termin an, sondern doch 
auc:;h darauf, was diese Steucrt"eform an wirklicher und 
echter steuerlicher Entlastung bringt. 

(Abg. Dr. Boden: Sehr richtig!) 

Alle Wünsche wir<l sie sicherlich nicht el'füllcn kön
nen - welches Steuersystem könnte sich dessen über
haupt rühmen? - , aber ob sie wirklich eine große oder 
wenigst.ens eine gründliche Steuerreform sein w ird oder 
nur eine Babyretorm, wie sie bereits von voreiligen 
Skeptikern disqualifiziert wird, das hängt doch wohl 
auch davon ab, ob man sich zu ihrer Gestaltung Zeit 
läßt und daffilt etwas Organisches zustande bringt, oder 
ob nur wieder schnell zusammengeschlagenes Stückwerk 
produziert wird. 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie meine Meinung 
hören wollen: Ich bin der Auffassung, daß man eine 
gute Sache machen sollte, eine Sache, die nicht wieder 
!rtach wenigen Wochen geändert oder umgestoßen oder 
ergänzt werden muß, sondern die auf einige Jahre vor
hält, dem steuerzahlenden Bürger eine sichere Grund
lage für seine Pläne gibt und die Finanzverwaltung 
vor weiterer Überschwemmung mit immer neuen Para
graphen bewahrt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es besteht nämlich der übeaaschende Tatbestand, 
daß Steuerzahler und Finanzverwaltung sich völlig 
einig darin sind, daß die Große Steuerreform kommen 
muß. Sie soll auf der einen Seite dem Steuerzahler 
Steuerlasten .abnehmen und andererseits der Finanz
verwaltung die nach dem heutigen Steuersystem kaum 
noch zu bewältigenden Arbeitslasten wieder auf ein 
normales Maß zurücklühren. Das alles erfordert aber 
zu einer wirkUch zweckentsprechenden Gestaltung 
Zeit. 

Was soll nun die Große Steuerreform inhaltlich dar
stellen? Ursprüngliche Pläne liefen wohl darauf hin
aus, sich nicht nur au! eine Tarifsenkung, also auf eine 
steuerliche EnUastung zu beschränken, sondern auch 
mehr oder weniger das Steuersystem zu ändern. 

Von dem Gedanken der Systemänderung ist man 
inzwischen abgekommen. Ich halte das aus verschie
denen Gründen für richtdg: zuerst einmal liegt das 
Übel unserer heutigen Steuerwirtschaft nicht im Sy-
stem, sondern in den uns durch alliierte Gesetze auf
erlegten überhöhten Steuersätzen. Das Steuersystem 
als solches besteht seit Jahrzehnten; Handel und Wan-
del haben sich ebenso daran gewöhnt, wie die Finanz
verwaltung darau! eingespielt ist. Und zudem erfor-
dert die Umgestaltung etw~ unserer Umsatzsteuer nach 
dlesem oder jeriem ausländischen Muster doch wohl \ , 
C'ine längere und gründlichere Vorbereitungszeit, als 
sie selbst beim lnkra!ttreten der Steuerreform mit dem 
1. Januar des kommenden Jahres gegeben Jst. Es gibt 
aber noch einen weiteren guten Grund, eine System
änderung zurückzustellen. Die Große Steuerre!ol'm 
wird auch zwei!ellos wirtschaftspolitische Auswil"kun-
gen haben, über deren Um.fang und Richtung wir heute 
nur theoretische Vorstellungen haben. Ich meine daher, 
man s01lte die wirtschaftspolitischen Auswirkungen der 
kommenden Steuerreform erst einmal abwarten und 
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dann viellekht in 7.wei J11hren. aber immerhin noch 
währen<l der Legislaturperiode des derzeitigen Bundes
tage:>, dwa noch für notwendig befundene Änderungen 
im Steuersystem nach gründlicher Vorbereitung vor
nehmen. 

SchliE'ßliC'h gibt es noch einen anderen und vielle'iC'ht 
den dun;hschlagendsten Grund: den St<>uer:i:Rhler. inter
eSl>ieit weniger das System, nach dem er leii>ten muß, 
als vielmehr die Frage, inwieweit ihm die Reform ctne 
wirklich<" Erleicht„r11ng und F.ntlastun.g bri.ngt. 

(Sdu richtig! bet den RegierunJ'lsparteien.) 

. Ja. ich glaube sog11r, daß dn Steuerrnhler im Augen
lil;rk <'inic>r Systemändenmg mißtrauisch gegenübcr
steh.Pn würde, weil sich für ihn dann dLe Vergleichs
mögl1icl1keiten nicht mehr bieten oder 7.(Jm mindesten 
ver;;1;hleiern würden. 

D<imit konzentriert sich der ganze Sinn der Großen 
Steuerreform auf die Neugestaltung des Tarifs, das 
hdßt auf eine Tarr.fsenkung, vor allem bei. Lohn-, Ein
kommen~ und Kiirper~ehaftsteuern. Die Linie, die mit 
der Skuernovelle des Jahres 195! und mit der Klei
nen ::;t1~uerreform des Jahres 1953 vorgezekhnet wor
den ist, soll d~1rch die Große Steuerreform fortgesetzt 
wer<l<'n. Insbesondere soll sie die verwirrende Reihe 
der bi.,herig~n Ste'Uervergünstigungen, notgeborene 
SprülHing-e der hohenSteuet'brifoe, beseitigen, Sie sollodde 
allgemeine Entwicklung aµf Abbau der steuerlichen 
Selbstfinanzierung und die Wiederbelebung eines ech
ten Kapitalmarktes bringen. Die Bedeutung der bis
her noch vorhandenen zahlreichen steuerlichen Son
dervergünstigungen wird in dem Maße abnehmen, wie 
det überhühte Steuertarif sinkt. Ihre Beseitigung wird 
den StPu~rzahlern das Steuersystem wieder erkennbar 
und d't1t·c! ;,-ld1üg werden lassen, und es wil'd St1"1.ler
zahler wie Finanzverwaltung bei der Bear~itung der 
Steuererklärungen von einer Fülle von Arbeit be
freien. 

NatÜJ'lich ist dam~t das mögliche Ausmaß der Tarif
senkung von alles bestimmender Bedeutung. Man hat 
cned1twt. daß der Fortfall der jet.7.t bestehenden zahl
reichen Sondervergünstigungen dem Fiskus eine Mehr
einnahme von 1300 Millionen DM bringen würde. Die
~er Bet!'ag kann also zuerst einmal :zur Senkung des 
Tarifs verwendet werden, Wenn ich von der Senkung 
des Tarifs sprl'{'he, dann denke ich nicht nur an ~inen 
Abbau von o~n, eine Verflachung d~ Progression und 
eine Herabsetzung des Plafonds, sondern auch an 
einl'n sold1en von unten durch Erhöhung der Frei
grenzen, um alle Steuerzahler in den Genuß der Vor
teile der großen Refo1·m zu setzen. 

(Abg. Böglf'r : Die Bot$r.haft. hör' ich wohllJ 

- kh habe ja vorhin bei der Kleinen Steuerreform 
erwi~sPn . daß wir es gemacht haben. 

IAhg . Dr. Bocl1>n: Und den Beweis erhnu.ilt!) 

in wt>id~ern Umfang man dann zum zwcnen uuc1· 
diesen &nkung;;betrag von 1300 Millionen, den man 
7.Ur Verfügung hat, hinausgehen kann, ist Angelegen
heit der Abschätzung des wirtschaftspolitischen Effekts 
der Auswirkungen der Steuersenkung überhaupt, Ich 
werde auf diesen Punkt gleich noch einmal zurück
komnwn. 

Will m;1n dann dritt.ens über das Volumen', das sich 
aus die~er Beurteilung für die zusätzliche Tarifsenkung 
ergibt, bei den genannten drei Steuerarten noch hin
ausgehen, dann muß man damit rechnen, daß Ein
nahmeausfälle entstehen werden, die dann wieder 
durch Erhöhungen boi anderen als den Einkonunen~ 
und Körperseh-<ifl~teuern ausgeglichen werden müßten. · 

Und nun nodl ein Wort zur Einschätzung des wirt
schaftlichen Effekts der Steuersenkung. Ich habe Ihm~n 
vorhtn bereits meine Att!>führung zu diesem Punkt 
aus der Haus.haltsrede des Vorjahres zitiert. Das Pro
blem liegt heute, wenn man von einer Großen und 
nicht von eine!' Kleinen Steueneform spricht, natül'lich 
viel ?(:bwict'4l;cr als vor einem Jahr. Man muß sic:h 
gam; klar darüber sein, daß an die Steuerl'eform nicht 
nur mit fi.skal.iscl1en Berecbnwlgen, sondern auch mit 
wirtschaftspolitischen Überlegungen herangegangen 
werden muß. Abi vor ei.nem Jahr dil' Kleine Steuer
reform VOrbcrefü>t Wtlr(fP, errechneten die fiskalischen 
Stellen einen Ausfall, der fast an die Milliarde ging . 
Diese Prophez.eiungcn iu fiskalischel' Hinsicht haben 
sich alii ialsch erwies~n. 

nicht zur Leichtf"rtigkeit veranlassen, alwr sie wi!'d 
uns doCh wohl den Mut geben, mit dem nun einmal 
an die Große Steuerreform herangegangen werden 
muß, wenn sie zu dem Erfolg führen i>oll, den wir 
für unsere Wirts<'haft von ihr erwarten. Das G€ld, das 
der gtaat dem Sl1>ue1'7.ahler mehr in der T<1sd1e läßt. 
wird i;;!'hon - von allen andl?t'en Wi.rti;chaft..-;~1·wa1 tun
gen einmal abgesehen - in seiner millionenfachen Mul
tiplikation seine Wirkung tun. 

Eimm. Teil dieses Geldes werden wir für eine Er
höhung unseres Konsums ausgeben. Wir werden damit 
Umsatzsteigerungen und neue Arbeitsplätze schaffen. 
Mir scheint dieses Verfahren zweckmäßiger als die 
heute von mancher Bonner Stelle propagierte .St<'ige
rung des Teilzahlungsge«chäft~. das ja nicht zu eiine1· 
echten Konsumsteigerung, sondern nur 7.U einer Vor
wegnahme eines Konsums durch Verschuldung führt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das. Geld aber, das wir aus ersparten Steuern zu er
höhtem Konsum verwenden, bringt tat.sä<.tüiche und 
ed~te Kon:;oum5t.eigrorung. 

Aber v.."i.r werden nicht alles Geld in einem höheren 
Konsum verwenden. Wir werden auch sparen, so wie 
wi.r !!>cllon in den vergangenen ,fahren gespart haben. 
Und di~ Sparen wird zur Ent\vicklung des in seinen 
Anf!lngen bereits vorhandenen Kapitalmarktes beitra
gen und damit diese letzte schwache Stelle in der Neu
ge!':tAltUYlg un~t>re'll Wirlschaf~gebäudes allmählich be
!leitlgen. D~'!l wäre ein großer, gar nicht hoch genug 7.U 

veran!!rlila~nder f~ffekt. Natürlich wird es schwierig 
sein, für die Beurt-eHung dieser Dinge und ihrer ver
schiedenen Zu!!-ammcnhänge das richtige Ausmaß zu 
f indl!n. Es gc:hören eben Übt~l'l!".gung, Besonnt-nhe.it und 
- wi<? schQn gerngt - Mut dazu. 

Soviel einm:il allgemein r.u dem vielbesprochenen 
Thema Stc-ue1Teforo1. Soviel sei auch gesagt, damit Sie 
wissC'n, wie der Fin;m zmini!'tP1· in die!"Cr Frage denkt. 

Es blE>ibt mir jetzt noch übrig. zu d-er Frage Stellung 
zu ni>hmen, wie"W('it die Groß{' Stzuen-eform die Ver
wirklkhung deii vorliegenden Haushalt.'lplanes beein
flu..,.sen könntC'. Die Beant.worf.ung diPsC'r Frage - das 
w<>rden Si.e zugeben - L~t :i:weifellos schwierig. Bie hängt 
elnm2l davon ab, zu welchem Termin innerhalb des 
Redinungsj::ihres 1954 die Ste1wrrt>form in Kraft tret<!n 
wird. und s!t' hängt davon ab, welchen Inhalt slf' haben 
wi'rd. W1>nn kh über die Frag.e der Großen Steuerreform 
so l!!US'führlich gooprochen habe, so deshalb, weil diese 
Reform ja in ihrer Auswirkung - insbesondere. nach
dem sie sich überwiegend auf die Lohn-, Einkommen
und Körperschaftsteuet zu konzentrieren scheint - die 
Haush:tltsgestaltung der Länd("r weit stärker als die 
des Bundes tr iifft. 
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Daher mils6en sich die Länder sehr genau und sehr 
etn1ehen'Cl mit allen Fragen ~r Steuerreform befas
sen. Im ganzen gesehen ilaube ich aber, daß die Aus
wit"kungen der Steuerreform für die Gestaltung un
seres Haushalts ke'ine nachteiligen se.Ln werden, son
dern daß die Möglichkeit erhalten bleibt, den Ordent.:. 
liehen Hwshalt, so wie er Ihnen mit der Vorlage der 
Landesregierung vorgeschlagen wird, im wesentlichen 
:z:u erfüllen. 

Metne sehr verehrten Damen und Herren! Lassen 
Sie mich jetzt bitte nodl :z.u zwei anderen wesentlichen 
Punkten unseres Haushalts Stellung nehmen. Es han
delt si'Ch ei.nmal um die Fragen, die mit der personel
len Ausstattu~ der sta.athcllen Verwaltung in Verbin
dung stehen, und zum anderen handelt es sich um 
die Gestaltufli der tinaru:iellen Beziehungen zwischen 
diem Staat und den nachgeordneten Gebietskörper
schaften. also im wesenthchen um den kommunalen 
Finanzausileich.. 

Lass1m. Sie uns zwxädlst die Entwicklung unseres 
~rsonalbestandes und der Personalausgaben unter
suchen. Diese beiden Punkte verlangen eme sehr ernst
hatte Betrachtung. 

Die Zahl der Bediemteten · des Landes nimmt auch 
nadl dem vorliegenden Haushailtsplan wieder z.u. Ge
wiß, die Zunalune lst nicht gerade beängst1~nd; aber 
wenn man den Blick über eine heihe von Jahren 
sch.wel!en läßt und die Ansätze bei den Haushalt1r 
plänen der Jahre 1961 bis 19!i4, alro im Verlauf von 
vier Haushaltsjahren, betrachtet, so muß man feststel
len, daß die Zahl der Bedien.steten des Lanides sieb 
von rund 36000 auf ru.nd 41400 vermehrt hat. 

Sie werden sich. vielleicht an meine vorjährige Haus
ha.ltsrede erinnern, in der idl d.a.1'legte, daß ein gut 
Tell derartiger Steigerungen. da.rau! zurückzuführen 
ist, dßß -bei bereits bestehenden Dienststellen im In
teresse der Klarheit und Wahrheit des Haushalts Per
eonen&ruppen., die bisher aus Pauschalbeträgen besol
det wurden. nunmehr mit Stellenplänen und Stellen
übersich.ten im Hauslbaltsplan veranschlagt werden. So 
sind beispielsweise im VoransChiag für das kommende 
Rechnungsjahr bei den Sonderbaubehöroien !ür das 
alll:ierte Militärbauwe&en, die in voller Höhe aus Bun
desmitteln. fi.na.nzi.ert werden, 200 Bedienstete im Haus
halt ausgebracht worden. Die edite Steigerung wird 
mithin nich.t bei 5400 liegen., sollldern beträchtlich ge
ring.er sein. Immerhin gibt doch diese Entwicklung 
Anlaß, den Gründen für das Anwachsen des Personal
bestandes nach2:ugehen. Dabei wird man folgende Ur
sachen als wesentlich erkennen können: 

l) Im Jahre 1951 war der Aufbau unserer Verwal
tung auf ei.ner An:zCl\hl von Gebieten noch nicht abge
!cblossen. So wird beispielsweise niemand behaupten 
wollen, daß wir damitls bereits zur Unterrkhtung un
serer Jugend io. den Volkssch.ulen eine ausreichende 
Zahl an Lehrern gehabt hätten. Auch der Bestand an 
Polizeibeamten war nicht nur dJamals, sondern ist bis 
ln die jüngste Zeit hinein UI11be!rledigend; er soll ja 
gerade durch das vom Hohen Hause zur Zeit behan
delte Pollzeiverwa.Itungsgesetz aut das unbedingt er
!orderlicbe Maß gehoben werden.. In diesen und in 
llhn.Lich gelagerten Fällen mußte mithin eine echte 
Aufstockung - sollte die Erfüllung der dem Lan<t ob
liegenden ö!fentuchen Aufgaben nicht [n Frage ge
stellt werden - vorgenommen werden. 

2) Ein weiteres zwanirsläu!i~s An.wachsen des Per
sonalbestandes ist durch Organisationsänderunaten be
dingt, die sich 1n Durchführung erlassener Gesetze zu 
vollziehen haben. Ich ertnnere an die Verstaatllchuni 
kommune.ler Poli:z.eiverwaltungen in einer Re.ihe von 
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klein.eren Städten des mitrelrheinischen Raumes, an 
die Verstaatlidlung der bisher kommunalen Besat
zungslastenverwaltung, an die Einrichtung der Regie
rungskassen l:n der P!alz, die gleichzeitig die Geschäfte 
für die Besatzungsangelegenheiten :z.u übernehmen ha
ben, an die Schaffung der Sozialgerichte in Trier, Ko
blenz und Speyer und des Landesso:z.ialgerichts in 
Mainil:, an die Schaffung neuer Kulturämter, an die 
Einrichtung des Geologischen Landesamtes, an die Ver
staatlichung höherer bisher kommunaler Schulen in 
Ahrweiler, Andernach, Betzdorf, Simmern, Bad• Ems 
und Montabaur und an andere Anderun:ge01 und Neu
schaffungen im Zuge der Verwaltungsorganisation, 
Änderungen, die meist von diesem Hohen Hause be
schlossen worden sind. 

3) Schließlich muß ich darauf hinweisen, daß ein 
erheblich.er Teil <!es Zuwachses an Beschäftigten d.!s 
öffentlichen Dienstes daraut zurückzuführen ist, daß 
durch die Gesetzeebung dien bestehenden Behörden im
mer wieder neue Aufg&ben übertragen wurden. In den 
let:z.ten Jahren haben wir 1m staatlichen Berekh eine 
kaum mehr zu übef'Sehende Flut von Gesetzen, Än
derungsgesetzen., Durchführungsverordnungen und Ver
waltungsvorschrifteni wid ähnlkhe Dinge erlebt, die 
sich w.i.e eine Sturzwelle über die überlastete Verwal
tung, aber auch über den unglücklichen Staatsbür1er 
ergossen ha,ben. 

Alle diese Vorschriften und Bestimmungen bringen 
n-eue Au!gaben mit allen den zu ihrer Durchführung 
er!orderlk:hen Obliegenheiten. Sie können von den vor
handenen, bereits ausgelasteten Beamten und Ange
stellten schlecht.er<lings nicht mehr zusätzlich gemei
ster;t werden. So ergibt sich als zwangsläufige Fol~ 
die Autblähung des zahlenmäßig den Anforderungen 
nicht · mehr gewachsenen Verwaltungsapparates und 
ein Verwaltun.gsa·ufwand, der häutig in keinem ver
nünftigen Verhältnis zu dem In mühseliger Arbeit zu 
erreichenden Er!olg zu stehen scheint. 

Aut d iese Verhältnisse, d.i.e eine gesunde En·twick
lung zu ersticken drohen, muß im Zusammenhang mit 
den hier erörter ten Fragen einmal mit allem Nach
druck hingewiesen werden. 

(Abg. Völker: Das haben wir schon immer getan 
bei den Gebietskörperschaften!} 

- Das ist außerordienUich dankeoowert und soll an 
dieser Stelle entsprechend vermerkt werden, 

Ich bitte Sie, beispielsweise nur einmal die Gesetlle 
des v.ergangenen Jahres unter dem Gesichtspunkt, von 
dem ich eben sp1·ach, eintt näheren Be tradltung zu 
unterziehen; sie bringen alle für die Verwaltung elne 
beträchtliche Mehrarbeit und bedingen daher die Neu
einstellung von Personal. Ich will nur einmal ein hal
bes Dutzend dieser Gesetze anführen, und Sie werden 
ohne weiteres klar erkennen, daß diese Gesetze - sollen 
sie ausgeführt werden - unvermeidbar der Verwaltung 
eine zusätzliche Belastung autbürden. Ich nenne foil
gende: 

Gesetz über d.i.e Gewährung von Zuwendungen an 
Kriegsopfer und Angehörige von Krie.gsgefangenen 
vom 12.. Januar 19~3. 

FlüchtlingsnoUeistungsgesetz vom 9. März 1~3, 

Bundesvertriebenengeset:z vom 19. Mai 1953, 
Altsparerges~ vom 14. Juli 1953, 
Bund.esevaikulerten.gesetz vom 14. Juli 1953, 
Flurbereinigungsgesetz vom 14. Juli UIOO, 
Sozialgerichtsgesetz vom 3. September lgs.) und 
Bundesergänzungsgesetz zur Entschädigung für Opfer 
der national:sozialistischen Verfolgung vom lß. Sep
tember 1953 

(Abg. Kuraner : Das macht wenig Ai·beit!) 

_,. 
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- Das macht bei Ul1'S im Lan<le sehr viel Arbeit, und 
zw;1r zun~idt~t <Ias, was wir im Lande haben, und zu
sätzlich das, was wir jetzt dank der Güte und Qualität 
der Or.,i:anisation auf diesem r~hiet zugewieSf)n be
kommen habo:>n zur Abfindung der im Ausland leben
den An1-rt>gsteller. 

Wie i;c;;agl, das s ind nur einige Gesetze aus einer 
Li~ ft> vom 22. Aber auch die G€samtaufst.ellung erhebt 
nich t Anspruch auf Volls tändi.li!ke'it. Ich will auch gar 
nil'l1l sagen, daß die Mehrarbeit, die die Ausführung 
cti„::-e r Ge~etr.e verursacht, vollkommen unvermeidlich 
~ewL·~i:n wiiH·, ~ondern i.ch will hh~r nur das eine fest
»t cllen: solange der Gesetzgeber den Bundes- und 
L<:indesbehürden immer neue Aufgaben z.ur Erfüllung 
>:t.Pllt, blPiben alle schönen Vorsätze überVerwalti.mgs
reform, Verwaltungsvereinfachung und Entlastung 
der öffentlichen Hand von hohen Besoldungsausgaben 
n kht.s anderes als leeres Gerede. 

(Abg. Hartmann.: Beson<iers auch bei den Kommunen!) 

Angesichts der Entwick1ung der legislativen Ube.1:
produktion kann man als Chef einer Verwaltun2 
manchmal verzweifeln. Alle Bemühungen um Spar
samkeit, um Einsparungen, um Ve1·1:>eeserung der· Vei·
waltung. um Vere-infachung~.>n werden durch die un
aufhörlichen Sturzwellen von Paragraphen immer wie
der zunichte gem<K:ht. ja in ihr Gegenteil umgekehrt. 
Manchmaol könnte man glauben, daß das von den Ka
thedPrsozialisten um die Jahrhundertwende erfundene 
sogf'nannte .. Gesetz vom wadl.sen.deni StMtsbeda.rf" 
r k htig ist. Wollte man sich dieser Kat.hed~rwe~heit 
beugen. dann \Vürde das bedeuten. daß der Bürger 
keine HoJfmmg mehr haben kann, von Lasten und Be
lastungen, von der Fillle der IJ.ehör<ll!ichen Regulie
rungen befreit zu werden. Ich darf Ihnen versic:hern, 
daß ich mit Hartnäckigkeit den Kampf gegen diese 
.,G€set;.m.iißigkeit" fortsetzen werde. 

(Beifall •bei der FDP -
Abg. Völker: Hoffentlkn mit Erfolg! -) 

- Das \'-'·ünsche ich mir auch. 

Die Entwickhmg des Personalbestandes bedarf des
halb einer so genaruen Betrachtung, weil der Bewl
dungsaufwand nichl nur zu den fixen Kosten, sondern 
auch zu den Kosten ~hört, die die ~taltung dt>S ge
samten Haushaltl'>bedarf maßgeblich beeinflussen. Un
sere Personalausgaben einsdl.ließlich der Versorgung.s
brzüge Beihilfen, Unte-rstützungen. Trennungsentschä
digung<,m usw. sind Rus dem Rechnun~sjahr 1960 von 
rund 200 Millionen auf mehr a.ls 32~ Millionen DM im 
Rechnungsjahr 1954 angestiegen. Die Steigerung be
trägt etwas mehr a.Js 55 v. H. Berücksichtigt man die 
Erhöhung des Personalbestandes in der gleichen ~it, 
so ergibt sich eine Nett(lsteigerung von rund 50 v. H. 
Von den Ausgaben des Ordentlichen Haushalt9' ·betra
gen die P"'r::.on<tlau sga•ben in den Letzten Jahren ziem
lich gleichmäßig 39 v . H. 

Die Stej,gerung der Personalausgaben ist <He Folgie 
der notwendigen Anpassung der Bezüge -der Beamten 
und dN übrigen Bediensteten <!es Landes an die ge
!' f!Pp;i-•nen Leben:shaltunigskosten. Sie beinhaltet aiber 
auch eine Reihe von Verbeawnmgen, die im Laufe des 
vergangenen Jahres entweder über Verwalturtg5anord
nungen oder auf Grund von ge;;etzlichen Bestimmun
gen des Bunoos oder des Landtages vollzogen wurden-

Oie bemerkenswerteste Maßnahme bestand bekannt
lich in der allgemeinen Erhöhung der Grundbezüge aller 
Lande:;bediens tc ten um weitere 20 v. H. ab 1. April 1953. 
Id1 darf aber auch weiter auf die entsprechende Erhö
hung der Unterhaltszuschüsse für die Beamtenanwärter 
hinweh.;en. die eine Mehrausgabe von 0,4 Million DM 

erbrachte. Sodann trat mit Wirkung vom 1. April 1953 
durch das Änderungsgesetz zur Lehrerbesoldung eine 
wesentliche Gehaltsverbes.seL·1.mg für die Lehrer und 
ein Ausgah~nplm: ftir den Landc~hamhalt von rund ·I 
Millionen DM ein. Ab 1. ~ptt:!mber 1953 ist eine Auf-

" ,J.ockerung der Vorschriften. über die Gewährung von 
Trennun!rsentsdü.idigupg für 131er erfolgt. Zu Weih
nactitcn 1953 wurde den Lande:-bedi~n:::teten eine Weih
naclttszuwendung von 15,- DM pro Kind gewährt, soweit 
ilu:c Cru.D.dbii.li!·~ den ßetrl'lg von 420,- DM nicht über 
s~iegcn. - . Sie finden die Ko;;tt>n, die jede di-eser Maß
uahmcu uns gebracht hat, in dem T~xt de!' Rede vor. -
lnfolg(•r:lt'~':len w<ir t•l! t:·rfnrclerlkh, für das Haui;:halti>.
jahr 1953 bei den Perwmllausgaben fi.ir die Rkt.ivPn 
Landet;btdienstt:>trn ml<'h t-inen :>:11sätzlkhen Gesamtbe
trag von 16,5 Miilionen DM zur Verfügung zu c;te11en. 

Hinsic.htuch des Ansatzes für 1954 haben wir den 
Autwand des Jahres 1953 zugrunde gelegt. kh glaube, 
daß c:üt:ser Haushaltsansatz ausreichend sE"in wird, da 
wir cter A11ffos1'ung i;; in<i, cfaß mit den Besoldungserhö
htingti-n · der beiden letiten Jahre die berechtigten An
~prilctu:~ der Landl"flbedien~tCTten und der Versorgungs
empfänger im 'wesentlichen r.ufriedengestellt sind. 

Die hcxffenUid1 n:<:ht bald in Angriff zu nehmende 
t<nd fertigzustellende sogenannte Große Besoldungs
.ref1;>nn wird wohl weniger eine l.>e;;ontlt"l'e Erhöhun?, 
der Mittel für die Personalbet<oldungen als v ielmehr 
E:inc den heutigen und zukünftigen Verhältnissen anz:u
passende Neugestaltung des Systems erbringen. Diese 
Große Besoldungs.1·eform ist d1·.i.ug,€11d erforderlich, we.n 
si<:h bcl allen .Einrichtungcm und Regelungen des öffent
lkhen Lebens nach gewissen ZeitabschnHten d:ie Not
w•endigkeit zur übel'prüfung ergibt, ob die bestehenden 
Regelungen ändet'ungsbedül'ftig sind. Eine Neu- oder 
wenigstens Umgeo;taltung wird heute hins ichtlich des 
.Besoldungsrechts - zum Tell auch hinsichtlich des Ver
sorgungsrechts - allgemein ftil' dringend erforderlich 
gehalten. 

Von sciten dCTs Staateiz ~<'hf'int mi•· bei der Durchfüh
rung einer Besoldungsreform für die Beamte n-sch<iftein 
beson~res Interesse zu bestehen. Gerade der demo
kratische Staat braucht Beamte, die sich in vorbild
licheT Pflichttreue mit ihrer ganzen Kraft in den Dienst 
ihres Amteis srellen und sich mit ihrer ganzen Persön
lichkeit fUr den demokratischen Staat einsetzen. 

(Bravo-Rufe und lebhafter Beifall bei den 
· · . ·· · .Regierungsp~ rleien.) 

Solche Bearnle kann und wird der Staat aber nu1· 
haben, wenn er 1hnen auch eine gewisse Sicher.heit. ihrer 
Le~nisführung bietet, die nicht nur in der LJ-bensläng
iichkelt Uu·e1· Stellung umi .in der Aussicht auf Ruhe
gehalt ttnd Hinterbliebenenbezüge besteht, ;;ondern in 
erster Linie auf einer zureichenden Bez<thlung wäh
rend de1· aktiven Diens tzeit beruhen muß. 

„DIP. 'AP:'imtP1'1~('f;;ift h lng~rn ;;n1lt.P" - i:o ~r.'(t•mP.n
tiert der Bundestagsabgeordnete Dr. Mießner, ein füh
render Mann des Deut schen Beamtenbundes - „bei der 
kommenden Besoldungsreform soviel Di:::ziplin wahren, 
daß es nicht zu einem Kampf aller gegen alle kommt." 
Es würde u.nweigerl1rch zu l!'inem völligen Besoldungs
chaos führen, wenn wir noch länger auf dem Weg der 
unorgani11chen Hcraushebung einzelne1· Sparten - ich 

. darf an d.ie Soll<i1:ne&elw1g lki clen Lehrern und dit 
dem Hohen Haus jet?.t vorliegende Regelung für die 
Rlcl\tet" ·und Staatsanwälte hi.nwei.sen - weiter fort
schreiten 'wür·dt>n. 

Leider s.ind die Vorbereitungen ftlr die Große Besol
dun&srefol'm noch von keinC'1· Seite so weit ge<liehen, 
d.aß man zu frge.ndwelchen Vorschlägen Stellung neh-
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men könnte. Zwei 'Oberlegungen scheinen mir jedoch -
damit wollen wir weniaistens von uns aus einen ,Bei
trag liefern - bei der Diskussion des Problems vorl be-
sonderer Wichtigkeit: Einmal sollte der Gedanke eine 
ernste Beachtung finden, den Beamten in kürzerer Zeit 
als bisher bis :.:wn Endgehalt aufsteigen zu lassen, da
mit er bereits zu einer Zeit, dn der er seine W!rtschaJrt
liche und gesellscha(tliche Stellung und seine Familie 
aufbaut und in der .ihm durch die Gründung einer 
Famll ie größere finanzielle Opfer erwachsen, im Besitz 
der dazu erforderltchen Mittel ist. Nach der derzeitigen 
Regelung der Beamtenbesoldung erfolgt der Aufstieg 
eines Beamten von Besoldungsstufe zu Besoldungsstufe 
Innerhalb einer Besoldungsgruppe nach jeweils zwei 
Jahren. Die Anzahl der Besoldunggstufen innerhalb der 
e1m:elnen Besoidungsgruppen schwankt zwischen fünf 
und 11 (!) Besoldungsstufen. Eine Bereinigung der Viel
zahl der Besoldungsstufen scheint mir nicht nur mög
lich, sondern ebenso wUnschenswert wie eine Verrin
gerung der Zahl der Besoldungsgruppen. von denen es 
zur Zeit in der Besoldungsordnung A allein rund 40 glibt. 

Zum anderen sollte ·man die überlegung anstellen, 
ob es nicht zweckmäßig ist, Besoldung und Versorgung 
in engere Beziehung miteinander zu bringen, als das 
zur Zeit auf Grund der derz~itigen gesetzlichen Rege
lung der Fall ist. Besoldung und Versorgung der Be
amten haben sich in Deutschland gesondert entwickelt. 
Während die Besoldung seit 1909 durch ein eigenes 
Besoldungsgesetz festgelegt wird, ist die Versorgung 
im Beamtengesetz selbst geregelt. 

Die Versorgungslast, die sich nach den beiden Welt
kriegen ungewöhnlich ausgeweitet hat, auf ein ver
nün!t!ges Verhältnis zu den Besoldungsausgaben zu
rilckzu!ühren, !.st ein besonderes Anliegen der füf die 
öffentlichen Haushalte heute verantwortliehen Finanz
minister. Sie Ist eine eminent wichtige Frage des öffent
lichen Interesses und damit auch der Beamtenschaft 
selbst. Dabei s~int es notwendig, beide Systeme -
das der Besoldung wie das der Versorgung - wesent
Hch zu verelnfachen. 

Alle Bemühungen zur Reform des Besoldungs~ und 
Versorgungswesens - ganz gledch, auf welche1· Grund
lage - werden jedoch ohne durchschlagenden Erfo1g 
bleiben, wenn es nicht gelingt, die ö!!entl!chen Etats 
von den außerordentlich gesteigerten Besoldungs- und 
Versorgungsausgaben überhaupt zu entlasten. Die Höhe 
der Besoldungs~ und Versorgungsausgaben ist nicht 
begründet in einer zu hohen Besoldung oder zu gün
stigen VeI'Borgung, sondern nur in dem Anwachsen der 
Verwaltungsapparate als solchen. 

Solange Gesetze de~ Behörden immer wieder neue 
Aurgaben zuweilSen, wird der Verwaltungsapparat 
zwangsläufig weiter wachsen mUS6en. Oas Wachstum 
wird noch gefördert durch die in den verschiedenen 
Gesetzen enthaltenen komplizierten Vorschriften, mit 
denen versucht wird, auch den entiegensten Grenzfali 
zu erfassen. Das gilt für alle Gebiete des öffentlichen 
Lebens. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lassen 
Sie mich diesoeri Teil meiner Darlegungen mit einem 
Dank an die Beamten, Angestellten und Arbeiter des 
Landes abschließen. Der Dank wird nicht leichtfertig 
ausgesprochen, sondern er findet seine gute Begrün
dung In der Kenntnis der Arbeitsleistung. Die Öffent
lichkeit übt - und das wollen wir ihr als gutes Recht 
zuerkennen - o!t Kritik an der Verwaltung. Aber es 
kann nicht bestritten werden, daß die Landesbedienste
tl"n treu und zuverlässig Ihre Pflicht erfüllen. 

(ßravo-R~fe und Bel!all des Hauses.} 

Und jeder, der einen tieferen Einblick in die Arbeit 
up.serer Landesverwaltung tun kann, wird mir zustim
men, wenn ich sage, daß viele unserer Mital'beiter mit 
einer Selb6tlo~igkeit und Hingabe ihre Aufgaben erfül
len, die ba5ten Beispielen aus der klassi~chen Geschichte 
des deutschen Beamtentums gerecht w~rdcn. 

(Bei.fall des Hauses. - Abg. Hitter: Herr Minister, 
ist dieser Dank aber nicht nur pl:.:itonisch? Den

ken Sie an die Weihnachtsgratifikation1) 

- Die haben wir ja bezahlt! 

Und nun zu dem Thema: Kommunaler Finanzaus
gleich. Es ist ein Thema, das ich ntcht mit ungetl'übter 
Freude betrachte. Es ist von Jahr zu Jahr eine Quelle 
lebhafter Auseinandersetzungen. Schon Wochen vorher 
ist es eines der beliebtesten Themen der Presse und 
des Rundfunks, - warum, ist mir eigentlicli. nicht g;;nu: 
klar; denn die bi:-eite Masse dei:- Bevölkerung hat !ür 
diEE-eS Thema wenig Interesse 

(Lebhafte Protestrufe b<:i der SPD.) 

und noch weniger Verständnis, weil es sich hier um 
finanzpolitische Vorgänge so verzwickter Art handelt. 
daß nui:- die Schule der Eingeweihten mit ihnen fertig 
zu werden versteht. 

(Leichte Unruhe und Protest bei der SPD. - Abg. Völ:.. 
ker: Sie halten die breite Masse für sehr dumm!) 

- Mitnichten! 
Das Finanzministerium ist auch in diesem Jahr zu 

dem in Rede stehenden Thema von allen intere.s.sierten 
Stellen wiederum in freundschaftlichster Weise mit 
außerordentlich vielseitigem und umfangreichem Mate
rial versorgt worden, - Material, das in manchem sei
ner Punkte zweüellos sehr interessant ist. Für uns ads 
eine in dieser Frage ausgleichende Behörde ergibt sich 
nur die Feststellung, daß die verschiedenen uns na.00 
gebracli.ten WünBche sich nur Schwer auf einen Nenner 
bringen lassen. Bewundernswert ist auch die Hartnäk
kigkeit, mit der von Jahr zu Jahr immer wieder die 
gleichen Themen angeschnitten und die gleichen For
derungen erhoben werden, obwohl selbst diejenigen, die 
das tun, wissen, wie die Antwort zwanga;läu!ig sein wird. 

(Abg. Bauer: Beharrlichkeit führt zum Ziel!) 

- Manchmal. 
Nach dieser etwas allgemeinen Vorbemerkung dar! 

ich zunächst einmal feststellen, daß wir auch im lau
fenden Rechnungsjahr entspN?Chend den seinci:-zeit ge
gebenen Versprechen die Verpfüchtungen aus dem kom
munalen Finanzausgleich. den Gemeinden und Kom
munalverbänden gegenüber pünktlich und voll erfüllt 
haben. 

(Bravo! bei der CDU.) 

Das gleiche gilt auch für die übrigen Zuwendungen, 
die aus dem Landeshaushalt den Gemeinden und Ge
meindeverbänden zufließen. über diese Aurwendungen 
des Landes finden Sie beim Haushaltsplan des Finanz
ministeriums eine aufschlußreiche Übers-icht. Sie zeigt, 
daß wir neben den 42 Millionen DM, die das Haus
halts-Soll im kommunalen Finanzausgleich unmittelbar 
,·orsieht, noch 291/a Millionen DM Zuweisungen an die 
Gemeinden und Gemeindeverbände aus anderen Haus
haltspUinen vornehmen. 

Damit er'höhen sich drie unmittelbaren echten Le-i
stungen des Landes zugunsten der Gemeinden und Ge
meindeverbände auf 71,5 Millionen DM. 

Hiei:-mit sind jedoch die Leistungen des Landes zu
gunsten der Gemeinden und Landkreise n-Och nicht er
schöpft. Durch einen weitgehenden Verzicht auf früher 
übliche und a'Uch he<Ute noch von fast allen Ländern 
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ang•·w„Hdt•~ Beteiligung der ~Int!in<len und Kreise an 
gcwi:;sen Kosten oder <lur<:h eiflle zu geringe Bemeis
sung der Be-iträge ersparen die Gemeinden t.md. Land
kreise nach unserer Berechnung jähl'lk'h etwa 40 Mil
lionen DM, Will: im Lim<leshiiu:::haH 7.Wi'lr nimt in Er
!;Cheinung tritt, atwr ein" erhebliche Enfü1.'ltung der 
l(n1111111_111,..!en Ka:osen in -sich birgt. 

<Abg. Völker: Diese Beredmung 
miJchte ich g.ern mal sehen') 

- Di~' ]PJ'.1? ich Ihnen ii:erne vor. Herr Kollege Völker. 
'-':ir hal1cn .ia kcin>e Geheimnisse. 

Wetd1c Berteut.Lmg die!'ll"1· Verzicht dei; Landes auf 
anderwi-irt~ - wie zum Beispiel in den vier größten 
LJndern - erhobene Ansprüche hat, das zeigt fo~gel'llde 
Zu-.<1m111en,tt'l!1Jn-g-: D<>r V{'r7,iC'ht auf die Vofä·sschul
stei!enl:~iträg"e be<i1>1.1t.f't eine Ent1astung um 22 Mil
li(>nen DM, der Ve-n:icht auf <He Landesumlage zu den 
Fü.r""'~~e- und Stnißemmt€'rhaltnngF>ko~ten eine solche 
von 12 bi~ 14 Millionen DM, die fortfallenden Beiträge 
zu den Kosten <ier Ge'>undhf'ito:Ämter IJ€.deuten .e-ine 
nt--ihdfe v0n 1,ii> Million DM nnd <lie ;1u p,erin_ge Be
me.ssung <h~r Polizeikostenbeiträge um etwa 80(} DM 
je Stelle macht auch et\,,a 1.8 Million UM :nrn. 

Wenn ich aw.:h nicht se1gen kann, daß die meines 
Erachtens sehr verst~n<inisvolle Haltung -des Landes 
gcgenübe1· den kommunalen Körperschaften zur vollen 
Zufriedenheit der Vertreter doer kommunalen Inter
es·sen geführt hat. ~o darf ich aber doch wohl fe!!t
~lellen, <faß -<lP.rPn „Wunschliste" nicht ml:'hr so groß 
und HO g(~wichtig ist, wie es noch vor eitrigen Jah
t·en be:m Thema ~Finanzausglei·ch" immer war. Das 
ist immerhin ein F'oT't.~chrit.t, der zu den besten Erwar
tungen berechtigt. Dies um so mehr, als Sie aus dem 
Timen vorgelegten Haiushaltsplan für 1954 sicherlich 
mit G~nu~hiung ell!tn,.,,hmen, da·ß die Mm~se docs Fi
n<lnZ'lLl"~t.,.ii:-h" e-rneut i.im l.5 MHlion DM auf tit>E'r 
42 Miliionen DM erhöht worden ü;t, 

Wcnr1 s ich auch Städteverband und '7.\lm RP.i sp!d 
Landkreistrtg in ihren Wünschen und Forderungen 
zum kommunalen f.' inanzausgleich n icht· immer ganz 
Pin·ig sind. in ~inern Punkt sind file sif'.'h einig. nämlich 
in der Heh<1uptung, daß es dem Land vioel besser gehe 
als ihn,;,n !>elbst. Auch <11as ist eine Behauptung, mit oti~r 
sich <lc1· Fin<Jrn7.minis.te1· in joo~ Jahr erneut ausein
ande1·~r.tzen muf.\. ~s geht nicht nur mir oo. Mein in 
W11·~h;iden amtierender Kollege, Minister Dr. Troeger. 
h:-it ,;ich vor kur'l,em auch mit dieser Frage ~fassen 
müssen, und e1· hRt dabei folgeooes festgestellt: „Ich 
bin ~>gar der Meinung, daß die Gemeind>en noch in 
e iner li.,~~ren L<iee sind al~ der Bund iind die T.änder. 
Dc:s erklärt ~ich RU!'> der Tatsache, daß die Gemeinden 
- in„;t.>P~(m<:iC're die größeren Stä<lte - durch die Institu
iK•tH'll 1111te>1 <1+-m Titel. Kri.e~sfolgemaßnRhmen und 
La!itemiusgleich in erheblichem Umfange von den 1"ür
~orgl"!~5ten ~freit worden sind, die bi..~ zum Jahre ioo:i 
einen sdH' b8<tehtlichen Teil ihrer Haushaltspläne aus
nuiL·hten. Zweifeltm: ist au<:h eine geowisse Entlal<tun.g 
für die Siadte dadul'Ch eingetret.en, daß die Evaku
ierten, abe r auch die Flüchtlinge, zu einem großen 
Teil in ländlichen Gemeinden untergiebral'ht sind, so 
d<iß dort häufig eine weit stärkere Belastung gegeni
übe1· <lE-tn [1 ühere11 Zu:>tand eingetreten .ist." Sie i;ehen 
al~o, ich befinde mich mit meiner Auffassung nicht 
allein, mndern in guter Ge~ll!i!ehaft, denn Herr Dr. 
Tr•."'g~,l bt immerhin der Vorsitzende des Finanzaus
schus·...,,~ <ie'l Bun<le><rats. 

(Abg. Völker: Dimn mü.„sen; Sie aber auch die 
LeistiJ.ngen des L andes Hessen mit vergleichPn!) 

- Das können wir all€'s, Herr Kollege Völker, in un
S(:nm späte1~n Besprechungen im Haushalts- und :fi-

nan7.aus<:C'hu ß machen. und ich bin jederzeit. t>P-reit, 
hier'ilber durch andere oder durch mich dem Hohen 
Hause noch einmal unmitteföar Bericht zu erstatten. 

Die erfreuliche Entwicklun$? unserer Gemein<l~m und 
('...emeinde\.ret·li;indc• liißt sicoh dann auch mit guten 
7.nhl~n l'leli'-g~n. ·n:1s kümtm• nql~ Steuf"ra'Ufkomm~n be-

1 · ll~f '!-'lil~ · 1·i;~11 "füi ~<-1nr.:f'n .Tnhr noch a11f 144 Mi1Honen 
D-M::irk: l"~ dürft..e im RNimung<:jahr Hl5:.J.11m 100 MH
llönen DM hi'ille1· liegen. Die RUcklagen stiee:<'n von 
rund 24 M.illiol<f'n DM au! rund 4!:1 Millionen DM, und 
die · Klill:l~nkredite 1>a.1.1ken von 5 auf 1.2 Mi.füonen DM. 

Wt!HU dabd immc1· wieder behauptet wird, diese 
gü.n:stigc Entwjcklung komme aus~chlit-!füch den Städ
ten und größeren Gemeinden zugute, so wfrd dies dm·ch 
die Statistik widerlegt. Zur Zeit liegt zwar nur das 
Absdl.luJ3ergebni;,i de:> Rechnungsjahres 1951 vor. Da
riacb. bcll:u.gen abc1· die Einnahmeüberschüsse in den 
Gemeinden mit weniger als 1000 Einwohnern allein 
5,26 Millionen DM; hiel'unter fällt ja bcknnntlich die 
wcitaui; größte Zuhl der Gemeinden unseres Landes. 
Für die Gemeinden von 1000 bis 5000 Einwohnern <:!l'

gibt sich cln Einnahmeü!J..:rsd1uU von rund 4 Millionen 
D-.Mi,1i:k. 

Diese wenigen zusammenfassenden Zahlen lassen 
do:cl1 deutlich erkennen, daß auch die Finanzen der 
Gemeinden jeder Größenordnung an dem allgemeinen 
Gesundungsprozeß teilgenommen haben, und daß von 
eille.r awgesprochcncn Fi.na.n:i:not heule uicht mehr ge
sprochen werden kann. Infolgetle~:<c:n habP.n wir auch 
eine Erhöhung der Schlüsselzuweisungsmasse für die 
Gemeinden nicht für erfot•dedk:h gdrnlten, da sich her
ausgestellt hat, daß der Anteil gerade der kleineren 
Gemeinden unter 10 000 Einwohnern sich ständig zu 
imeq. Gll.llstcn verschoben hat. Während er im Jahre 
1951 no<.'11 60 Prownt betrug, ist er im ,Jahre 1953 auf 
75 Prozent gestiegen und wird, da im Jahre 1954 eine 
wci.tcn: kreisfrei-e Stadt für di-e Schlüsselzuweisungen 
au~fallen wirr!. vonmsRif'htlim auf über 8') Prozent 
l!iteigen. Den Ame!';ttn!'(en des Gcme[mif>tagf' s, <iie Zu
we!i;ung1m für rlle kle-inl"r«'n !'1f'nlt"inden zn verhPs!'Prn. 
w!'l'd rlnh~ st"hon tlnrC'h die natüt·li<'he Rntwicklung 
laufend Re-chmin.e; gf'tragen. 

Etwas a:nQers )iegen die Vei:failtni~:;e bPi den Land
kreisen, die nicht die günstig~ Entwicklung wie die 
Gemeinden aufwei~i:-n . . Jfo"llod1 i~t aud1 hle!' ein leichti>s 
A1is.t.elgen <let· Einnahmen festzu:;tt. Ucn, so daß im 
Rechnungsj<ihr rnfi2 mn· no('h 7 T.anrikr0isen einf' Be
dirfszuwei~tmg gewährt WPt'<iiotl mußte geg{'n~iber 10 
im Rechnungsjahr lSl!il und 12 im RPC'hnw1gsjaht• 1950. 
\'i"t>nn von (l pn LanrlkN>-isen imm„r wil•det· beh<tupt<:'t 
Wil'<l, rfo~ rli<' Ki·<'i~umlnge :<ich in un~PrPm Land ~ehr 
ungrl1\::it!g eri1wkk<·l1 hah• , m 1•f1 dar<'l\lf hitiRPWies •m 
werden, tbC nk:ht - wit vidCa<:h b(:hauplet wird - die 
t:rmlaF(ehöhf' rler Krl'!is11mlngr>n in Rheinfand-Pfolz an 
der Spltie di-s Bttnde~g~hh"'~PH , srntdlH'tt unll't' dem 
Bunde~durch 0w1rni1t li<>gl, ·un<l :>:w<1r sowohl mich dem 
Pro-K0tif-TI0frng \Vie attch nach dem prozent•.rnlen An
teil der Krei~umfage an den RcalEtcuerclnnabmen der 
G€me1ndcn. w~nn trotz 001' geschilderten ~ituation 
die ~chlfü::.~<'lzuw1"1~1mgcn de!' L<lndkreise im Jahre 
1954 nochmals um 1 Million DM erhöht werden sol
len, dürfte d::imtt dc-n erhnht"n RPrtii1·fni:'>i::Pn dPr r.~nrt
kreise hinreichend Rechnung geLragen sein. 

Mir kdnnt~ im Augenblick vielleicht entgeg~ngehal
tcn \'\-'<:rdc-n, daH <lie bL<;her gegebene Übersicht nicht 
v-o~ls~~~!1.i~ .~~i 1 .we~l i'\ie die Ve1:schuldung der Gemein
C.cn nicht berikk~!diligt'. Diese Neuverschuldung der 
Gemeinden· und Geme!nd~vcrbände ist in :>:wiQf'h"n R«f 
etwa 175 Millionen DM angewachsen. Jedoch rund ein 
Drittel dieses Betrng<'!< ent.häl t ahn Dnrlehen zugun
sten des ooz.ialen Wohnungsbaues, denen ja in gleicher 
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Höhe erhebliche Forderungen an die Begünstigten ge
ienübcrstehen. In dieser Höhe wäre also die Vers&.ul
dung - genau wie belm Land - nur ein durchlaufender 
Posten. Aber selbst wenn Sie auf den 175 Millionen 
D-Mark bestehen wollten, so würde die derzei~ige Ver
schuldung 1egenüber derjenigen der Vorkriegszeit we
sentlich geringer sein.. Die Verschuldung unserer Ge
meinden und Gemeindeverbände betrug damals nach 
den Erhebungen unseres Statistischen Landesamtes 
rund 325 Millionen DM, oder auf den Einwohner uin
gendmet lH,55 DM. Bel einer Umrechnung dei· der
zeitigen Verschuldunl!, auf den Einwohner berechnet, 
ergibt sich eine Kopfquote von 47,23 DM, die nicht 
unwesentlich unter der Durchschnitti;quote im Bundes-
gebiet mit 54. 78 DM liegt. · 

(Abg. Völker: Diese Gründe sind auf dem Kapi
talmarkt zu suchen, Herr Minister, 1:1onst wäre 

die Verschuldung größer!) 

- Wir haben ihnen die Möglichkeit gegeben, sich mit 
weiteren 21 Millionen DM zu verschulden, und :zwar 
preiswert mit 5 v. H. 

Die Verschuldung der Gemeinden unseres Landes 
war also vor dem Krieg :fast :?:weieinhalbmal so hoch 
wie der jetzlre Schuldenstand. 

Der Finanzminister ist übcr..:eugt, daß bei einer sach
lichen Betrachtung des gesamten Komplexes und beim 
Bemühen um objektive Beha1~dlung von allen einsichts
vollen Beurteilern unseres kommunalen Finanzaus
gleichs ohne Prestigeverlust zugegeben werden kann, 
daß ·auf diesem Gebiet in Rheinland-Pfalz wirklich 
elne in ihren Grundzügen befriedigende Regelung be
steht. 

Meine Dam-en und H:erren ! Si.e werden. sich viellekht 
schon gefragt haben, warum ich in meinen bisherigen 
Ausführungen noch nicht vom Wohnungsbau gespro
chen habe. Nach wie vor steht dieses Problem noch im 
Zentrum aller besonderen finanziellen Anstrengungen. ·, 
Sie finden die Mittel,' die für das .Jahr 1954 für den 
Wohnungsbau vorgesehen .Sind, im Außerordentlichen 
Haushalt, zu dem ich damit übergehen möchte. Die 
Wohnungsbaumittel si~ im Außerordentlichen Haus
halt der Punkt eins. Ihre Höhe beläuft sich auf etwa 
109 Millionen Dl\i, das sind über 60 v. H . des gesamten 
Außerordentlichen Haushaltes. 15 Millionen DM sollen 
davon aus Anleihemitteln des Landes und 94 Millionen 
D-Mark werden aus Bundes-, Lastenausgleichs- und 
sonstigen Mitteln fließen. Diese Wohnungs>baumittel um
fassen also mehr als die Hälfte des Gesamtvolwnens 
des Außerorderifüchen Haushaltes, der sich nach un
serem Vorschlag auf 180 MillionE:n DM gegenüber 
125 Millionen DM des laufenden Jahres beziffern soll. 

Der zweitgrößte P'osten, der aus dem Außerorqenit
lichcn Haushalt gedeckt werden soll, umfaßt den Stra
ßenbau. Im lau!enden Rechnungsjahr hat das Land 
aus eigenen Mitteln für den Straßen.bau über 47 Mil
lionen DM ausgegeben. Das ist weit mehr als das 
Vier!ache des Betrages, der zur gleichen Zeit aus 
Landesmitteln für den Wohnungsba·u gegeben werd>en 
konnte. Allein an der Gegenüberstellung dieser Zah
len sehen Sie schon, wie groß das Problem des Stra
ßcnbo.ues ist, und ich spreche bestimmt keine über
raschende Neuigkeit aus, wenn ich sage, daß vielleicht 
das Proölem des Wohnungsbaus in den nächsten Jah
ren abnehmende Ansprüche an uns stellen wird, daß 
aber zur gleichen Zeit von der Notwendigkeit des 
Stro.ßenbaues her sehr schnell auf Wls Anforderungen 
zukommen, über deren Ausmaß sich die Öffentlichkeit 
zur Zeit noch gar keine richtigen. Vorstellungen macht. 
Nimmt man nicht nur die Landesmittel, so,ndem zählt 
man z.u diesen noch die Aufwendungen Qes Bundes 

hinzu, so ergibt sich schon für das laufende Jahr -
abgesehen von den Bundesautobahnen und Bundes
straßen - ein Aufwand für den Straßen- und Brücken
bau in Rheinland-Pfalz von 60 Millionen DM. Ein:zel
heiten hierU:ber ·hat Hen· Staatssekretär Dr. Steinlein 
ja vor kurzem dem Hohen Hause· bei anderer Gelegen
heit vorgetragen. Die Ausgaben für alle Straßenbauten 
im Lande, von der Gemeindestraße bis zur Autobahn, 
haben sich von rund 44 Millionen DM im Jahre 1951 
auf annähernd das Dreifache, nämlich rund 120 Mil
lionen DM im Jahre 1953 erhöht. Ich glaube sagen zu 
dürfen, daß das Land - zum Teil mit Unterstützung 
des Bundes - au! dem Gebiet des Str·aßenbaus ganz 
außergewöhnliche Anst1:engungen gemacht hat. Der 
Ihnen vorlie~nde Etat sieht im Ordentlichen und 
Außerordentlichen Haushalt insgesamt mehr als 41 Mil
lionen DM Aufwendungen des Landes für den Stra
ßenbau vor. Dieser Betrag wird durch den Einsatz von 
Bundesmitteln nicht unbeträchtlich gesteigert werden. 

Der Außerordentliche Haushalt enthält des weiteren 
Ansätze für den Wiederaufbau von kriegszerstörten 
staatlichen Gebäuden, das heißt also von Finanz
ämtern, Landratsämtern, Gerichtsgebäuden, Schulen, 
Krankenhäusern und Heilanstalten, hiervon als größ
tes Objekt die Universitätskliniken in Mainz. In bezug 
auf die übrigen Ansätze darf ich auf die in der Anlage 
zur Rede beigefügten Unterlagen verweisen. 

Hier möchte ich jetzt nur noch ein Wort zur Bedeu
tung des Außerordentlichen Haushaltes sagen. Erst seit 
etwa zwei Jahren ist es uns möglich, einen echten 
Außerordentlichen Haushalt aufzustellen. Man hat 
meinen Erklärungen, daß die Positionen, die im Außer
ordentlichen Haushalt eingesetzt sind, genau so sicher 
wären wie- die Positionen im Ordentlichen Haushalt, 
anfangs erhebliche Zweifel entgegengebracht. Ich habe 
diese Zweüel mit Würde zu tragen verstanden. Ich 
glaube, daß das Finanzministerium durch die Art der 
Erfüllung der Außerordentlichen Haushalte in den 
Jahren 1952 und 1953 bewiesen hat, daß es ernstha!t 
gewillt un<I auch in der Lage ist, den Außerordentlichen 
Haushalt - so wie er nach dem Haushaltsgesetz ver
abschiedet wird - zu erfüllen. 

Natürlich führt diese Erfüllung zu einer wachsenden 
Verschuldung des Landes. Aber auch dabei haben wir 
darüber gewacht, daß die Grenzen, die Sparsamkeit 
und Verantwortungsgefühl gebieten, eingehalten wer
den. Bei Beginn des laufenden Rechnungsjahres be
trug die Gesamtverschuldung des Landes 142 Mil~ 

Honen DM. Davon waren allein 71 Millionen DM Woh
nungsbaumittel. also d1,1rchlaufende Schuldenposten, die 
man, ohne Gefahr zu laufen, als leichtsinnig verschrien 
zu werden. von der Gesamtsumme abziehen kann, weil 
ihnen ja Rückz.ahJungsverp!lichtungen Dritter gegen
überstehen. Die echte Verschuldung des Landes belief 
sich daher auf 71 Millionen DM. 

Durch das Haushalt:>gesetz für das Rechnungsjah1· 
1953 ist der Finanzminister ermächtigt worden, zur 
Förderung des Wohnungsbaus und zur Bestreitung 
anderer außerordentlicher Ausgaben •im Reehnungsjahr 
1953 bis zwn Betrag von 126 Millionen DM au! dern 
Anleiheweg zu beschaffen. Auf Grund diese1· Ermäch
tigung hat das Land fünfprozentige Anleihen im Ge
samtbetrag von 55 Millionen DM aufgenommen. Dar
über hinaus hat es sich auf dem Kreditwege weitere 
rund 67 Millionen DM beschafft. Die Gesamtverschul
dung des Landes beträgt hiernach zur Zeit 264 Mil
lionen DM, das sind 122. Millionen DM mehr als zum 
gleichen Zeitpunkt des vergangenen Jahres. Um zu der 
tatsächlichen echten Verschuldung des Landes zu ge
langen, muß man von dem genannten Betrag von 
264 Millionen DM die Beträge absetzen, die der FISr-
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(l-'11;1u1l111.dH~tt~r Dr. Nowack) 

derung des ,;ozialen Wohn1•nf.l~hnt1<; e}nschHeßli<'h der 
Wohnungsbeschaffung für A1tbesatzungiwerdrängte 
dienen; das sind 134 Millionen DM. so daß wir zu einer 
echten Ver!'<'huldung doe-s Landes in Höhe von 130 
Mi!ltoni>n DM gelangen. Niemand wird behaupten kön
nen, da:i die~e Vena:huldung, verhältnismäßig gesehen. 
zu hodi sei, denn sie lii>Ue sich etwa mit den Durch
schnitti:;f'inm1hmen von 7.\Vei MonaWn abdecken. 

Dei· vorgelegte Von.nschlag für den Außel'ordent
lkh<'n Haushaltsplan 1954 wird - falls das Hohe Hau:; 
nid1t noch Künungen vornimmt - die Aufn.ahtne ech
ter Kredite m Höhe von rund 86 Millionen DM er
fordern. Die Beschaffung der Mittel in dieser Höht= 
lieµ:t bei der derzeitigen Lage des Marktes durchaus 
nn Ht:>reich des Möglichen. Die von uns in dieser Hiu
;,icht getroffenen Vorbe1·eitungcn geben die Gewätu· 
dafür, daß die Hälfte dieses Betrages bereits zu Be
ginn de;; neuen Rechnungsjahres kassenmäßig z.ur Ver~ 
fügung :,,tehen wird. Die Deckung der Ausgaben de:; 
Außernrdentlich<'n Haushalts ist ·mithin in iiileiche1· 
'N,·:i~„ gev.•~hr!ei·~tf't wiP di<' Deckung der Aus~abcn 
cit•s Ordentlichen Haushalts. 

(BeLfall bei den Regierungsparteien.) 

Di<:> Aufnahme diese.<; weiteren Schuldenbetrag-es 
erscheint uns aber auch im Hinblick ;mf di€ Zukunft 
möglich. Ir:h habe mir natürllc'h auch überlegt, ub idt 
nid'lt rlf'n l''inam:minister des Jahres 1957 oder 1960 
7,ll stark vorbela~te. weil in diesen Jahren neben der 
VN>'.inl'ung auch clie Tilgungen E>insetzen. Unsere Be
n.:dmutigen geben aber ein durctiaus beruhigendes 
Bild. das dadurch entst€'ht, daß es uns neben Harn~ 
t>m·e 3!..; einzigem Land gelungen ist, nicht nur eine 
zweite steuerbegünstigt€ Anleihe aufzulegen, sondern 
<1uch die Luufzeit der Anleihen bis zu 14 Jahren aus
zudehnt~n. 

(Abg, Or. Boden: Sehr gut!) 

So ergeben sich verhältnismäßig günstige Tilgungs
fristen, und auch dlie Zinslasten sind gemischt aus den 
Zinssätzen der steuerbegün.stigt~n Anleihen und den 
Zinssätzen, die wir entsprechend den Bedingungen des 
Kapitalmarktes zahlen müssen, erträglich, Unsere 
Übe!'legung geht a11.1ch dahin. daß ein Teil der Invc
:;titioni>ausgaben mit <iel:' Fertigstelhmg des ja einmal 
begr.e-nzten Bedarfes an sta.atiHchen Baul:en zu einel· 
Entlastung in den n.äch..<:ten .Talhren führen muß.. 

kh kann also heute mit gutem Gewissen behaup
t(·n, <lRI~ cter lhnen vorgelegte Außerordentliche Haus
halt sit:h oh~ allzu große Schwierigkei~n in·die Wirk~ 
lichkeit umsetzen Lassen wi:rd. 

Soviel zu den Grundzügen: des Haushaltsplanes. Zu 
den einzelnen Plänen bitte ich die Deta'ils aus der An
lage zur Haus.tiaUsrede zu entnehmen. Ich möchte Sie 
nicht mit ei•ner Fülle von Einzelzahlen hi~r bombar
di~·1 en. 

Damit habe ich Ihnen in großen Zilgeni die wesent
lichsten Grundlagen des von der Laruiesregierung 
Ihnen zur Beratung vorgelegten Haushaltsplanes auf
gezeigt und Sie mit den Grundzügen bekanntgemad1t, 
mit Ü1"n gt·oßen Fragen, di<e in den nächsten Monaten 
das Arbeitsg{.'biet ins.beson.der.e de;„ Finanzministeriums 
lx-stimmen werden. Wir weroen uns nun, wie alljähr
lich , in woch€nlanger inte.n.<;iver Zusammenal'lbeit um 
die €'tldgültige Gestaltung des Haushal.ti;plans für das 
.Jahr 1954 msamm~nfinden. Unsere Beratungen wer
dc,n ~iC'l1 in <lie~err. Jahr, sei es im Licht, sei es im 
Sd,atten der großen Bel'aitungen, vollziehen, die in 
B€'rlin die Hoffnungen und Erwartungen der ganzen 
'111.'clt bindeni. Man könnte meinen, daß angesichts die
ser schicksaL~schw€t>en Beratungen in Berlin die &ich 
tl'Jh~"drungen oft mit kleinen Dingen unserer ·heimi-

8(1hen VerhlHtnios<;e bcla:;.senden BeratungE•n in Matn'l 
in den m!cllosten Wochen von nicht allzu großer Be<leu
uing sind • .A.ber ich glaube, eine sokhe Betrnd1J.u1ng 
wäre zu eng, Wiil'e im kle-inlich. Gewiß werden wir un~ 
nk'ht mit Wt'ltl'r~<'htltt.Prn<if'n Dinp.;eri ~-~<'h~ftig~n. 

sicheT" ~ind wir nur ein kleirue.~ Teil im großen Ge
tt·i-eoo. Aber wir wollen, <inß dieses kleine Rad intakt 

·is·t, daß es funktioniert. wir wollen. daß es in Ordnung 
ist u,wd d,aß <;:i> m.ii. dg1.:1J>Ci· Ordnung :lUr g":.;amlen Orcl-

' nung' be-itragen kann. Lassen Sie un:;. in di·e~m Sinne 
an die .fu:be~t i;::eci1t.:1i. 

(Lebhafter Beifall bei den H.egierungi;parteien.J 

Prii.sl.dent \Voltcrs: 

rn~· 'F'rnktlon~ werden sich he<11te nA-rhmitfag mit 
dCT' l't~de d~ Herrn Flflan?lmi!l!istt'1•;: in ihrf"n .Sitzungen 
b~sd'!5ftigen: , 

~r ÄiteSien~at schlägt Ihnen vor, da1> Haushalts
ge\let:i; ohr.ie Aussprache an -den Haushfllts- und ~'inanz
au~huß zu überwC'isen und die Gen1"nüau~sprache bei 
dieT zw~iten Benituri.g des Haushaltsge~c>tzes <lurcll~u
führ~. - Das Haus ist mit di~:;<:·r Regelung einvcr-
standen. 

.Im rlllfe auf den Punkt 2 det· Tagesordnung: 

a) Mttt~l1ung df'"l Prlisfdenten df's Landtages betr. 
F.ntlastnng der Landf'!::~gfrr11nic Rheinland-Pfalz 
wc-iren der Haushaltl'lrf'clmung fiir <la"! Re('hnun~s-

jahr 1951 
,_ Drttdtsach~ !I/730 (mit ?. Rnkhtlgungen) -

b) Mitteilung di'.si Präsidenten des Landta~es betr. 
Redlnnng de! Rechnungshofes von Rheinland-Pfalz 

fttr das Rechnuug<ojahr 1951 
- Dn1cksachc IV731 -

<fa?:U 

M:Utellunlf des Präsidenten des Landtalt("s t11•tr. 
Ubt"l'stdd Uber dJe über- und außerplanmäßigen 

Haushaltsausgaben Jm Rechnungsjahr 1951 
- Drucksache ll 1386 -

J.)~e Berichterstattung zu diesen Punkten übernimmt 
der Ucn Abgeo1·dnete Hal'tmann im AL1ftragc <ks 
Haushalts- und finanzausi;.chusses. Ich erteHoe ihm das 
Wort. 

Abg. Hartmann: 
He.rr Präsi.<lent1 Meine Dumen und meine Henenl 

Zuerst, zwei. V0;):Pemerkungen. Die in der Drucksaeh(" 
II/700 fostlicgendcn Vol'SChläge der Rech11ungsprüfung!S
komni.i.Ssion hat der Haushalts- und Flnanzausschuß in 
S>f'l'ner let7.tien Sit7.tmg beschlossen. Die.se Drucki:;ache 
L~t dam1t erledigt. 

tn der Drnck.snche II/781, Seit.€' 2607, rechte Seite. 
dritter Absa.tz, beginnend: „Der Rl'l'hmuig:->hof hat die 
in seinC'l1 D.::mcrkungen zur Haushalt-~r~hnung föt· dias 
Redmung!'ljahr 19!';0 aufgeführten Vorbeh;-ilt~ aufge
hoben" . ist le!~r ein Intum vorgekommen. Nach den 
Wort.en im nächsten Satz: ,.Die Entlastung der Landes
regierung fUr 1951 hat sich daher auf diese Einnahmen 
\.'Ild Au~gabe-n zu er-strecken" muß ein Punkt gesetzt 
werden. Der nachfolgende Satzteil: „„. nachdem die 
Reclmung~n nllch~:licl~rt und geprüft worden sind" 
gehört zum ersten Sat?.. Also: NaC'h <lern Wort „,:n1fge
hoben" wll'd ein Komma geset7.t , und dann folgt der 
Sat:>:: „nnchclPm di':" 'R.f>t.·hr11mgen rrnd1geliefE>-rt und ge
prüft wor<len ~na". 

Ich bitte, die Drucksache entsprechen<l zu berichtigen. 

Im übrigoen hat <rer Haushalts- und Finanza1J1Sschuß 
die Haushaltsführung der Landesl'egieru11g: ~ur Grund 
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der Lande:;rhaushaltsreclmung und der ,Bemerkungen 
des Rechnungshofs sowie die Haushaltsführung des 
Rechnun•gsho!s auf Grund der Kassenrechnung der Re
eieri.mgshauptka~ in Speyer unid 

0

der Akten des Rech
nungshofs geprüft. 

Der Bericht über das Ergebnis der Prüfung ist in der 
Drucksache II/781 enthalten. Auf Ihn wird Bez:ug .ge
nommen. Namens des Haushalts- und Finanzausschus
ses beantrage ich, die Entlastung der Landesregierung 
un<i des Präsidenten des Rechnungshof~ nach Maß
gabe des Antrages des Haushalts.- und Finanzausschu-s
ses gemäß der Drucksa~ II/7'82 zu beschließen. 

Prlsldent Wolters: 

Ich -danke dem Herrn Berichterstatter für seine Be
richtersta tlung. Wortmeldungen hierzu liegen nicht vor. 
Ich lasse abstimmen über den Ankag II/782. Wer dem 
Antrag - Drucksache II/782 - des Haushalts- und Fi
nanzausschusses zustimmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen! - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltung! -
Ich stelle d'ie einstimmige Annahme fest. 

Ich ru!e au! den Punkt 3 der Tagesordnung: 

Große Anfra&"e der Fraktion der · SPD betreffend 
Änderung von Straßennamen in der Stadt Neuwl~ 

- Drucksache II/769 -

Die Begründ.tmg der Großen An!rage erfolgt a.urch 
die Frau Abieordnete Seppi von der Fraktion der SPD. 

Abi. Seppl: 

Herr Präsident[ Meine Damen und Herren! Nach 
dem Ech-0, das die Straßenurnbec.enn~n in det" Stadt 
Neuwied im In- und Aus.land ausgelöst haben, duf 
ich als unmittelbar an dem ganzen Geschehen Betei
ligte eine Darstell1UI1i geben !.l:ber den Ablauf dieses 
Geschehens von 1947 bis 1953, zumal diese Straßen
um-benennun&en Aius~n:gspunkt unserer Großen An
!ra~e sind. 

Unter dem Elndiuck des unermeßlichen Leides und 
der unübersehbaren Verwüstungen materieller, ideel
ler und moralischer Art, die ~r Nazi.krieg 25 Jahre 
nach dem ersten Weltkrie3 verursadlt hat, glaubte di.e 
damalige Mehrheit des Stadkates in Neuwied, alle 
Namen aus dem Stadtbild entfernen zu sollen, die an 
den Militarismus emerseits und an das Naziregime 
andererseits erinnerten. Mit l" ~gen 9 Stimmen und 
nicht - wie der Kre.Lsvorsitzende der CDU, Herr Dr. 
Kahm.ann, hinterher &Lauben machen wollte - mit einer 

.Stimme Mehrheit beschlbß daher der Stadtrat am 
6. Juni 194.7, die Namen Bismarck, Roon, Moltke, 
Scharnhorst, Goeben, Blücher, Hitler, Göring und Wes
sel durch eile Namen Eibert, Rathenaiu, Erzberger, 
Leuschner, Freiligrath, Bebel, Marx, Breitseheid und 
Thälmann zu ersetzen. 

Entsprechend der damaligen Rechts!Age - dargestellt 
ln el.nem Schrel!ben dies Landrates des Kreises Neuwied 
vom 21. August 1947· - hilt der heute noch amtierende 
Bür~rrnelster Wilhelm Schweizer in seiner Eigen
schaft aJs Che! der Ortspoli.zeLbehör<lle - ohne sich an 
den Beschluß der Gemeindevertretung zu halten und 
Ohne an diesen Beschluß tebuniden ZU sein - nach 
etaenem Ermessen die Umbellleilnungen durchge!ührt 
und dabei, wie ihm von den Sprechern der CDU uoo 
FDP am 15. Dezember 195'3 bestätigt wurde, e'in be
sonderes Maß von Takt und politisdler Vernunft be
wiesen. 

BürgermcLster Schweizer, der lm Gegensatz zu Breit
seheid und Thälmann das Konzentration&.ager lebend 
üb~rstanden hat, hat unter Verzicht auf Bebe!, Breit-

scheid und Thäl.mann die Ausführung des Beschlusses 
der Gemeindevertretung vorgenommen. Hierbei soll 
unt~rst.l'ichen werden, daß er die als Breitscheidstraße 
vorgesehene Roonstraße nach dem Reichstags- und 
Kreistagsatbgeordneten und Stadtrat von Neuwied 
Eduard Verhülsdonk benannt hat, der s ich als führen
des Mitglied der damaligen Zentrumspartei verdient 
gemacht hat. 

Dl.e „Ehr!u1·cht vor der Geschichte", mit der man 
die sogenannten Rückbenennungen jetzt mot iviert hat, 
wurde jedoch nicht konsequent angewandt; denn sie 
hat die Herren Roon und Goeben nicht mit eingeschloos
sen. Mit dieser Umbenennung der Straßen im Jahre 
1947 hat die Stadt Neuwied die Ausführung einer Ver
fügung der L<lndesregi.erung Rheinland-Pfalz vorweg
genommen. In d ieser Verfügung vom 26. Januar 1948 
wurde unter dem Betreff „Umbenennung von Straßen 
und Plätzen, die noch heute den Namen ehemaliger 
Militaristen führen" angeordnet, 

daß alle Straßen und Plätze, die der Ehr ung von 
Militaristen und Nazibonz.en gewidmet waren, durch 
Namen verdienstvoller Männer der Kunst, der Wis
senschaft und des öf1entlichen Lebens umbenannt 
werden. 

In einer öffenUichen Stadt ratssitzung am 19. März 
1948 hat alsdann der Bürgermeister di.ese Verfügung 
del' Landesregierung dem Stadtrat zur Kenntnis ~ 
bracht und gleichzeitig mitgeteilt, in welcher Weise 
er - ausgehend von dem Beschluß vom 6. Juni 11}47 -
als Chef der Ortspolizeibehörde dieser Verfügung Ge
nüge getan habe. D'iese Stadtverordn.eten.versammlun& 
hat, ohne Widerspruch :z:u el.'heben, da von Kenn t.nJ.s 
genommen und damit die erfolgten Umbenennungen 
akzeptiert. 

Diese Verfügung des Innemni.ni.steriums beweist 
übrigens, <laß es im Bereich des demokratischen Le
bens Dln~ gibt, die aus ei.nen höheren Interesse her
aus nicht ausschließlich der Selbstverwaltung allein 
überlassen bleiben können. Dieser Aufiassung gab 
ja ooch der Herr Innenminister Dr. Zimmer Ausdruck., 
als er unter Bezugnahme auf Osthofen sa gte: 

Ich muß mich auch gegen die summarische Feststel
lung eines Vertreters der Presse wenden, der ge
meint hat. derartl.ge Namensgebungen fielen aus
schließlich in das Gebiet der kommunalen Selbst
verwaltung. 

Wenn eine Gemeiooevertretung eine Straße be
nennt, dann ist das zwel!ellos zunächst ein Akt der 
kommunalen Selbstverwaltung; wenn abet' diese 
Straßenbenennuni den Charakter elner politischen 
Demonstration annimmt, dann geht das meines Er
achtens über die Selbstverwaltung hinaus. 

Sieht man nun -davon ab, daß ein beim NS-National
blatt großgewO'I'dener Jour nalist in der Rosenmontags
ausgabe der Rheinzeitung vom verga ngenen Jahre 
öffentlich für eine „Re-Namifizierung" - und einige 
von denen, di.e bekanntlich nie alle werden - für eine 
Umbenennung der Straßen eingetreten sind, cla.nn 
hätte es durchaus bei der im März 1948 einstimmig 
und ohne jeden Wide'I"spruch zur Kenntnis genomme
nen Maßnahme ver blei:ben können. 

Es hätte nämlich nur noch einiger Zelt bedurft, bis 
sich auch die ansonsten Unbelehl"'baren an die ver
dienstvollen Männer wie Rathenau und Erzberger, 
aber a udl an die in unserer Staatszeitung vom 20. Sep
tember 1963 als „Gestalt mittell'heinlscher Vergangen
heit" gewürdigte Persönlichkeit von K.a.rl Marx ge
wöhnt hätten, w ie das doch mindestens im gleichen 
Maße die heutigen Befürworter der Rückbenennungen 
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<lunh ihre Mitgliedschaft in -der NSDAP oder SA in 
mangelnder Ehdurcht vor der Geschichte bei der Ak
zeptieru ng der Adolf-Hitler-Straße, Hermann-Göring
Slrnlk und Horst-Wessel-Straße getan hatten. 

Nachd(m jedoch die Rosenmontagsausga.he der 
Rheinzeitung d iese Re-Namifi:r.ierung öffentlich ange
regt hatte. machten die Fraktionen der CDU und der 
FDP aui; diesem Karneviilsscher1, mit einer die Derno
knit i„ wenig ehrenden Methode bitteren ·und - wie 
s ich gezPi~1 hat - sowohl für die Demokratie als auch 
fü r den Ruf <ier St.a<l t Neuwied abträglichen Ernst. 
Hierbei v e rdient Erwähnung. <laß die Herren von @er 
CDU und FDP woh !weislich die 3r00-Jahr-Feier de;:1· 
St~dt Neuwied, in de•· dit! Stadt unter der &J1i.i.m
herrsdrnft. des Herrn Ministerpräsidenten Altmeier im 
Blickpunkt e iner weiten Öffentlichkeit und im Zei
chen gmßf'r Veranstaltungen mit achttägigem M~~lr
z.us trom stan<I•, erst vorübergehen ließen; denn erst arm 
17. Novt>m~r 1953, als man glaubte, nichts mehr ver
der~n zu kiinnen, ~antragte die Fraktion der FDP, 

die Matthias-Erzberger-Straße in Blüche rst.raße und 
die I~erdinand-Freiligrath-Straße in Scharnhorst
stt'<ll)e 

r ückzu ~nennen. 

Ich muß schon sagen. di~ses wemg VOl'nl:hme Spiel 
wir<! aher damit verdeutlicht, daß mit Datum des glei
chen Tages beide Fraktionen, also CDU und FDP, ge
meins8m beantragten, auch 

den KHrl-Marx-Platz. in Moltkeplatz und 
die Walter-füühenau-Straße in Bismarckstraße 

rückzu benennen. 
(Abg, Ficke isen : Warum nicht Adolf-Hitler-Platz?) 
Nachdem nun die Anträge vorlagen., hat man sich 

interfraktiont!ll um eine vernünftige Lösung bemüht, 
und man w~r ~ich schli.eßlich im Finanzausschuß ~i· 
Stadt b lli ciuf -den Karl-Marx-Platz einig gewo1·den. 
Wir w a ren nämlich als Sozialdemokraten einsichtig 
und tol•~r1mt genug, um anzuerkennen., '(]aß man je 
nat:h dem puMt.ischen Standort eine andere Beurteilung 
von Kal'l Marx haben kann. Wir waren aber hjnsicht
lich de" Ve rtrete r einer freiheitlichen Demokratie, hin
s ichtlich Er7.bcrger und Rathena.u also, der Überzeu
gung, daß es über sie unter den die I.>emokl~dtie tra
genden Parte ien im .Jahre 1953 keine Meinungsver
schiedenheiten geben könne. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Wir gingen also - ohne Einigung über .Marx - mü 

cnt-;pr<o'<'henden Abspra~n und Beschlüssen in die 
nun le i-Oe r im negativen Sinne u~rühml gewordene 
Sladtr:;b;<i1:1.u n g vom 15. Dezember 1953. Ich darf als 
F1·au d"m AAg~n, <laß ich mir seitdem meinen eigenen 
Vers auf den Satz „Ein Mann - ein Wort" macl1e; 

(HeitE'rke it und Ddfall bc:i der SPD. - Zuxuf von 
d e r FDP: ein~ 1'' rau - ein. Wörteruucl1!) 

denn schon in d ieser entscheldend~n Sitzung des Stadt
rate~ galt nid lls mehr von dem, was man vorhe1· ab
gesprochen hatte. 
Da~ dürfte ein Vorgang sein, det nur sel.u: wenig 

mit der „vorbildlichen Haltung demokratischer Füh
mngskre is.e" 7.Ur Überwindunit neofaschistischen Gei.
~ te~ gemeinsam hat. Wt:kh.en Wirl>t!l in der Presse des 
In- und Auslandes diese An.gelegenhei.t verur.sad1L 
h;.it. werden Sie wissen . und es w ird Ihrer Aufmerk
samkPit nicht entgangen sein, daß dieser Beschl\tf~ noch . 
imm.Pt' kmnmentiert wird. Von den Zusdu·i.ften aber, 
die der Bür germeister der Stadt Neuwic-d aus allen 
Teilen de-i< B~mdesgcbiet.es und von allen Kreisen der 
BevölkPntng bekommen hat, können Sie natürlidt 
nichts wi~„eo . 

(Abg. Lotz: Die beiden anderen Fraktionsführer 
haben auch Briefe bekommen!) 

Ab.et'. ich habi:: .;;iB gd<?.;en un<l empfinde eine gewisse 
Genugtuung über das m <iiesen Zut>~:hriflen ~um Aus
dru~ gekommene <icmvkratisl.!he Bewußtsein. Und das 
wiederum tröstet ein· wenig über das mangelnde demo
kni.t Lsch1:: . Bt:wuBtsein und die fehlf'nde demokratische 
Verpfüclitu'ng' de~ r'rak1 ionen der CDU und FDP im 
Neuwied1:1 t StaQtn1t hinw~~g. 

(Abg. Lotz: Nachdem Sie mit der KPl> das 
damals beschlossen ha,ben!) 

F.in P rntt•:<l' g<>g<'n t'li <' <: e> StraßPnumbonennungen in 
Neuwit'd , •ino ;w.ra r· <lt>r jt!11lge des Deutschen Gewerk
schafü;ö'und~s. liat nun a uch die Lan<lE!!'>regierung er
reicht. Wir empfinden es mit G enug tuung. daß der 
Deutscht• G ewet·kschafb•hund <lie:;en Protestschritt un
te~nommen h11t. Sein-er d l"mokrRtisrhen Vergangenh~ it. 
\'.'egen, [1ber a ud1 W•~g'l'tl sclr.e1· demokrlltis!'hen Gegf'll
w::irtsau(gabe, ist der Deutsche Gc \ver kschaftsbund t.U 

einem solch~n· Ptotestschi·ltt oorufen. Er ist dazu be-
rufen, im N<1men der Arbeiter, Angestellten und B e
amten, die ja der Demokratie ihre Freiheit, ihr Recht 
und ihn!n Autst'leg vom Untertanen zum Staatsbürger 
VC'rdattken . 

(/\.bg. Böglcr: Sehr g11t !) 

Und s ie, die Arbt·1t<'r, Angestellten untl Beamten. 
sind wohl auch m~hr an der E rh altu ng und Gestal
tung der Demokratie interessiert als g€wisse Strate
gen im Neuw1eder Stadtrat. 

.Ich <l'll'rf übrigens <hu:dn erinnern, daJ3 unter Füh
rung der Gewerkschaften die Arbei ter, Angestellten 
und Beamten im Jahre l922 am Tage nacll. der Er
mordung Rathenaus für Rathcnm1 und gegen seine 

, Mfü'det·, !Ur di.e Demokratie und gegen ihl'e Feinde 
machtvoll demonstriert habt!n. 

l<'h sagte '8180, wil." haben diesen Pl'otestsehritt des 
Deutschen GE'W'erksehaftsbundes mit G enugtuung emp
funden. Mit kf:'!lner Genugtuung jedoch haben wir Kennt
nis von der Stl"l1\1ngn;:ihm~ des Innenministeriums ge
n(lm.men , Im Gegenteil, diese Art de!' Behandltmg des 
F::ill~ k~nn fiir uns nur Anhiß des Bedauerns sein. 
Und ni~P.r Art df'r 'Ri-h~mdlunt?; dient ja unsere Gruße 
Anfmge. kh datf auf ihren Inhalt verweisen. 

· 'Wcilt1 '"aicl!fo' Vei'f.f'rPnt.lkhun P, in de r Mainzer Allge
ir,cinC:n ·~elföng vom 4: J ar.uar 1954 mit Billigung des 
Hcrrri""J'.nncnmfülster~ erschienen ist - und das muß 
man nnnc-hmen, dn sie bish<:'r ·woder dementiert noch 
beri<:ht!~t · 'IJl„1rtfo -. dann bJ('iht fiiruns die Feststellung, 
d'!ß d~ Stel1ungnahme wohl vom Formalen her lcaum 
an7.t.'lfeeht'!h i~. <faß !"i~ aber, politisch ge-;ehen, größte 
Redl'nkPn nmfö!lt. Untll't' Beachtung nämlich des We
ges , den rlfo Dt"mokl"'ltic von 1918 hi·s 1!133 gegangen ist, 
unter Beachtung srhließlich der Tat.sache. daß <liese 
Demokratte von 1918 bis 1933 an ihrem Formalismus 
wgrundegegangrn ist, 

(Sehr wahr! bei der SPDJ 

muß ich sRe~, naß <lif'i>e 8tellungnnhme des Innen
ministeriums die schleditt·~te ist, d ie abgegeben wer
den konnte. 

Das war die Stellungnahnh: - um~ ganz deutiich zu 
sal!len M '\.·on Bürokraten, aber" nicht eine solche von 
Demokraten. 

~Sehr gut! bei der SPD.) 

Das war die Stl'.'Hlln.gn~hml' von Let1ten. die zwa• 
den Buchllt\'lh('n ~"'„ V~fa~ung min iiPr Ge!l.et7J'> pein
licl'i' g~tl'htl"~~fü:ntt-n. die aber vom Geist der Verfassung 
w:nig od~ gar nfcht~ erkennen lt>ssen. 

. , ... „.:„„ :::„.:::::::„:„: . : . : : .~:$~~!!:1~1 ~ei der SPD.} 
Uns alle~ is~ ja tj.odl noch die Ri.>d~ gegenwärtig, die 

der Herr lnnenminii;lt:>t' anläl.llich de~ gleichen Vorgan-
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(Seppl) 

~ fn Osthofen hier in diesem Hau.'le gehalten hat, 
elne Rede, die Satz für Satz auch von uns ane.i;kannt 
wuroe. In dieser Rede hat der Herr Innenminister u. a. 
ausge!Uhrt: 

Wenn nun einmal zu Ehren dieser Männer Straßen 
benannt worden sind, dann, meine ich, kann man 
nlcht von heute auf morgen diese Ehrung von der 
Brust der Toten herunterreißen. 

Das aber ist im Neuwieder Stadtrat geschehen. 

Der Herr Minister hat in dieser Rede weiter gesagt: 
Wenn ein mehr oder weniger großer Tell der Betei
ligten als Beschlußfasser abso~ut ohne politische 
Motive gehandelt hat, so bin ich doch der Meinung, 
daß aucll Ihnen hätte gewärtig ~ein müssen, daß 
ein solcher Beschluß, auch wenn er nicht politisch 
gemeint war, in jedem Falle aber politische Wir
kungen haben mußte. Denn es handelte sich über
wiegend - nicht a1Usschließlich - um Persönlichkei
ten, die hingemordet worden sind, und zwar als 
Vertreter einer freiheitlichen Demokratie. 

Der CDU- und FDP-MehrhEit in Neuwied war das 
entweder nicht. gewärtig - obwohl man das auf Grund 
Ihres Bildungsstandes hätte erwarten dilrfen -, oder sie 
hat slch bewußt über diese Auffassung hinwegge
setzt. 

(Abg. Hachenberg: Der SPD-Führer hat den 
gleichen Bildungs.stand!) 

Wenn man ~ich nun bemüht, Verständnis dafür auf
zubringen, daß die geschätzte .Aiu!Lassung des Herrn 
Mlnlstcrs bei Ihren Parbeifreunden in Neuwied nicht 
angekommen ist, dann gibt es aber kein Verständnis 
!Ur die Verantwortlichen des Ministeriwns, die eine 
Stellungnahme abgeben, die der Rede des Herrn Mini
sters vom 24. März 1953 geradezu Hohn spricht. 

Diese politisch unverständliche Stellungnahme er
muntert ja geradezu die Unbelehrbaren und Ewi~ 
gestrtgeo, das Beispiel Nwwied auch andernorts zu 
exerzieren. 

Nun sollte man sich erinnern: <iie formale Behand
lung der Enbergerhetze und des Erzbergennordes hat 
die Rathenauhetze und den Rathenaumord begünstigt, 
und die ebenfalls formale Behandlung auch dieses Fal
les hat auch die Männer ermutigt, die den ersten Reichs
präsidenten Friedrich Ebert zu Tode gehetzt haben. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
Und so gesehen, ist es doch ein grauenvoller Weg, 

von der „!ot·malen" Behandlun&: der staatsfeindlichen 
Tätigkeit der Hitler, Heß, Göring, Goebbels usw. bis 
zur Machtergreifung und von dieser schließlich bis zu 
dem Tage, wo die Erzberger- und Rathenau-Mtlroer 
als nationale Helden ge!elert und einer von ihnen m.lt 
einem hohen Staatsamt belohnt wurde. 

Diese Folgen „tormalrechtlichen" Denkens sollten 
schrecken, und sie sollten für die heutigen Verantwort
lichen eine Lehre sein. 

Die Behandlung der ~ffäre Neuwied durch das In
nenministerium läßt erkennen, daß man aus der Ver
gangenheit gar nichts gelernt haL 

Weil wir aber den Anfängen wehr.en wollen. werden 
wir diese Dinge immer wieder zur Sprache bringen, 
und zwar so lange, bis die Aruf!assun~, wie sie der Herr 
Innenminister am 24. März 1953 so überzeugend vorge
tragen hat, Allgemeingut geworden ist. Der Appell an 
die politischen Parteien durch den Herrn Innenmini
ster, sich zu aktiven Vorkämpfern des demokratischen 
Gedankens im nE:uen Deutschland zu machen, hat bei 
uns, den Sozialdemokraten, Widerhall ge!unden, und 
wir haben auch noch dle Bitte in unserm Ohr, die der 
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Herr Innenminister am 4. Oktober 1951 ausgesprochen 
und am 24. März 1953 wiederholt hat. die Bitte nämlich, 
wir möcht.?n die Arbeit der Landesregierung unter
stützen, wenn wir draußen au! politische Zwischen!älle 
.stoßen und Beobachtungen oder Feststellungen machen. 

Die Straßenwnbenennungen in Neuwied, die Erset
zung Rathenaus durch Bismardc <Und Erzbergers durch 
Blücher, war nach unserer AuUa.ssung ein bedenklicher 
politischer Zwischenfall. In dieser unserer Auffassung 
fühlen wj.r um; bestärkt durch die Ausführungen vom 
24. März 1953 des Herrn Innenministers, und wir war
nen ernstlich davor, die Angelegenheit zu verniedlichen 
oder zu bagatellisieren, weil es sich bei den Akteuren 
um die Vertreter demokrafücher Parteien handelt, dle 
in diesem Hause die Regierung tragen. An der Tat
sache, daß man eine Ehrung von der Brust der Toten 
heruntergerissen hat, ist nun leider nichts mehr 21U 

ändern. 

Und nun lassen Sie mich bitte zum Abschluß noch 
folgendes sagen. Matthias Erzbcrger von derDeutschen 
Zentrumspartei und Walter Rathenau von der Demo

. kratL'lchen Partei, die erst in Osthofen und dann in 
Neuwied entehrt wurden, waren doch die Konkursver
wnlter der Geschichte geworden, die mit den Namen 
Blücher, Scharnhorst, Moltke, Bismarck und Wilhelm II. 
verbunden war. 

(Sehr gut! bei der SPD. - Unruhe und Protest
rufe bei den Regierungsparteien.} 

Hätten Erzberger und Rathenau ihren Weg der fried
l!chen Verständigung mit den andern Völkern und ihren 
Weg der demokratischen Gestaltung Deutschlands zu 
Ende gehen können, statt feige und meuchlings ermor
det zu werden, dann hätten hunderttausend Frauen 
ihre Männer noch, dann hätten Millionen Väter und 
Mütter ihre Söhne und Töchtei· nicht verloren, dann 
hätten Millionen Söhne und Töchter ihre Väter behal
ten und dann wären weitere Milllonen noch immer im 
Besitz ihrer Gesundheit und Arbeitsfähigkeit, dann 
hätten die Heimatvertriebenen und Flüchtlinge noch 
immer Hau!!' und Hof und Heimat, und wieder andere 
Millionen würden noch immer im Besitz ihres mühsam 
erworbenen Elgentums und im Genuß eines ungetrüb
ten Lebensfeierabends sein. Und wir schließlich brauch
ten uns weder hier noch in Bonn mit den Folgen zweier 
verlorener Kriege zu beschäftigen. 

Auch von dieser Perspektive her wollen Sie bitte 
unsere Große Anfrage verstehen und beantworten. 

(Bravo-Rufe und Beifall bei der SPD.) 

PriLsldent Wolters: 

In Vertretung des erkrankten Innenministers erfolgt 
die Beantwortung der Großen Anfrage durch Herrn 
Ministerialdirektor Dr. Krauthausen. 

Ministerialdirektor Dr. Krauthausen: 

Die nachstehende Pw.1t'-.;;ot"*1.oy die iei~ den Dan\en und 
Herren vermitteln werde, hat die Billigung des Herrn 
Ministers gefunden. Der Herr Minister entschuldigt 
sich, daß er heute ln!olge seiner Erkrankung nicht hier 
sein kann. 

Ich darf vorausschicken, daß bisher eine amtliche Er
klärung des Innenministeriums zu der Änderung von 
Straßennamen in Neuwied nirgends abgegeben worden 
ist, und zwar weder durch den Herrn Minister noch 
durch das Ministerium. 

Sodann halten wir es für erforderlich, die eben ge
hörte Darstellung des Sachverhaltes zu ergäru:en und 
dabei auch au! einige Umstände hinzuweisen, die bis
her noch nicht mit genügender Klarheit erwähnt wor
den sind. 
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Nach dem Bericht, der \'Oll Landrat Brudlhäuser in 
Neuwied als dem Leiter der zunächst zuständigen Auf
!;ichtsbehörd'!' erstattet wurde, sowie nach den e.inge
liulten Auszügen aus dem Bcsch1ußbuch des Stadtrates 
hanrl.<•lt f>S sich darum. daß drei Stra!kn und ein Platz, 
l'lvrPn Namen 1947 geändert wurden, ihre früheren 
N'a mt'.11, die sie 1.·ordem .;.o Jahre und länger ununtet·
brn<:lw n gP.füh1·t haben, wieder et hl~lteu. Der Fr~k
tint"·fiih rer der CDU erklärte nach dem Protokull aus
drüddirh , <faß m an bei vorauszusehenden späteren 
Neubcn~nnuni;(en von Straßen wieder auf die N;uncn 
Et7.bergcr und Rathenau zurückkommen wolle. Weiter 
wllldl' durch den Spt'echer der FDP-Frakti.on erklärt, 
dt-ß niPmand daran denke, Namen wie Friedr.icl1 Eb-.:n 
unti WilhPlm Leusc:hner anzutasten. 

Aa' <if' r Vol'ge~.;chichte der S traßenrückbenennung ist 
w~i1Pr in tf"rf.""simt, daß nach einem Bericht des Bü1·
gcmwist ..,ri> Schweizer vom 13. Januar 1954 - wie das 
(•bcn au<'h schon angedeutet. worden is.t - die Sla<lt
verw;lltun.g N<?Uwied selbst einen Vermittlul'lgsvor&chlag 
e in gehrnd1t hatte, der nach den Worten des DUrger
m('i ;;hT< - ich zitiere ihn jetz t - „all~ Teile, also auch 
die SPD. zufriedenstellen konnte". Diese1· Vorschla6 
der Verwiiltung hatte dann in einer Sitzung dts Finan:r.
aus-schu o:sei:. :il·s vorbereitender Körperschaft, mit Au.i:
n•~hme der Frage des Karl-Ma.rx-Platvas, eine Mehr-
heit ge:Eunden. 

1 
Der Fall Osthofen - der von meiner Vurrednerin . 

heri>n~Mn~tm worden ist - lag wesentlich anders, und 
zwar ini.ofern. als dort im März 1953 schlagartig vier
zehn Straßen um.benannt wurden und als in die Um
benennung auch der Name Friedrich Ebert und die 
Namen von Widerstand.skämpf.ern gegen die natiom1l
::ozialistische Gewalthen'SC.h.aft einbezogen waren. Ni.eh 
den g~nzen Umständen des Falles mußte die Umbenen
nung in Osthofen. bei der nicht einmal der Versuch 
gcrm1cht v.·urde, die Ehrt: der demokratischen Persön
lkh kPi1.<>n m respektieren. als politische Demonstration 
gewertet werden . Os thofen und Neu·wied können qes
h11lb nicht in einem Atemzug genannt werden. 

(Abg. Bögler: Wenn sie noch einmal zur Macht 
kommen, werden sie es Ihnen zeigen!) 

An~ <lies€'Tll Grunde ist der Herr Minister in <ler 
:n. T.<i.ndtagssitzung vom 24. März 1953 v-011 dem Bc
~ehlnß tiPs O!'thofener Gemeind"rates auch entschi<:d t:n 
:1bqerü<'kt . 

Bei d er rechtlichen Beurteilung ist dav-0n auszugehen, 
<l~n rt1c Bent,nnung der Gemeindestraßen heute eine 
An gelngenheit der S~lbst\rerwaltung daL'Stellt und daß , 

1 
~ ie tie i· S"! h~tverantwortung unserer Gemeindt:!vcl'lrc 
~1mg liberhssen ist. Die frühere Anschauung im ehe
rn«!" preußischen R.ed:ltsgebiet - und OLll' in die:;t011 -, , .I 
<l•iß die Orts polizeibehfü'de hi1:1·.i:u berufen ~t.'i. kan.1 
bei der institutionellen G.arantierung uo::i> SeU>-!itver-:. , 

1 
waltunr,sre<:h le;; iro GI'Ulldgesctz und in der Vcria;;.SIJ.l~ 
nkht mehr als richtig angesehen werden. Sie wa1· :zu
<lrm schon durch e ine Verordnung vom 1. April 1939 
:1ltsrlri.icklich aufgehoben word en . Es wäre i·tchtlid1 
und politisch unmöglich, die Entwiclclung umzukli!hren 
unrl zu dieser früheren Stufe, daO d ie Polizeibehörde 
rl i~ S I r;.jnPnn::imen in de n Gemeinden festlegt, zuri.ick
z t• \{l'·h r>"n. 

Die Gemeinden können ihr Sell:>stverwaltungHechl 
nur im R~1hmen d er Gesetze ausüben. Sie sind den für 
all" J!,elt1>nrlen Gesetzen grundsä tzlich ebenso unler
worfon wie jeder Dürger . Unsere Landesvedassun;.( 
brinqt in Artikel 133, ebenso wie das Grundgcsuu lil 
Artikel 18. klar ztUn Au~1-ud.:, daß niemand, weder 
„in<' naWrlkhe noch eine juris tische P erson, das Recht . , 
hri t un<i es w<:<gen darf. die Grundlage n des Gemein- , 

schaftslobens zu witergral>t!n oder d ie freiheitiiehe de
mokratische Grundordnung zu bekämpfen. Soweit die
.ser Tatl/es l:lnd er:fi.Ult ist, haben die Aufsichtsbeh•jrden 
übet· die Gemeinden da·s Recht und die Pflicht, im 
Wege der„ ~.tunt.sauf sieht gegen die b ctrcffenne Ge
mein-de .einzuschreiten und Beschlüsse dieser Art auf
zuhe~n. E ioer vorangehenden Entsdwidung des Bun
dcsy~~~as~~~fil;>g~!i<.:ht~i; über die Verwirkung von 
GrUl'ldre<:htt:l'l gem äß · Artikel 18 bedarf es in einem 
sol~~~„ .:E:'.4.lJ,i; . . a~r.;!~i. pi.;: U~meinden könu~n dagegen, 
wenn sie eine Verletzung ihres Selbstv<>rw::ilt.ung;;red1-
tes bE:h:mptcn, nnrh vornufgegan~cner r ><:!,.,dtwt::r.ii: An
fedltw1g!!lkl~e bei den Venv<tltungsgerichtcn erheben. 

Auf Gn.1~ dl~cr Rcchtslag-e war h iernach <lurm die 
Aufsicnt~bC'l'!'ISrdi!!n, in!:b~onderf' aber durrh den Land
rat in N~ed al!! zu,."itändiger Au!sichlßbehün.ie, zu 
prüfen, ob durch den ~chlvß dee st~dt.r"tP~ in Neu
wied. die„~etze V"E:rletit werden. Die Auisichlsbt:hö t·d0 
h:it dl;i$ getan, aber k~ine Möglirhkeit und keine Ver
an!asmng ~ben, den Ilückbcuennungsbesc:hluß d e-:i 
Stadtrates ru beanstanden. Der Landn:it hat dies in 
einer 'ron ihm persönlich unte rzeichneten Vl•rfügung 
vom 23. Dezenber 1953 an <len Büq\lt!l'n1<·i,;:ter der Stadt 
Neuwied zum Aue<lrru<:k ge bradH. 

Artikel i33 unse1·er Landesverf:assung und Artikel 18 
des Critn<l'!::Mdzf'" ~inn in dieser Verfügung nicht mit 
angezoP,t>n . Det· Landrat h a t es also offenh~r gar nicht 
fOr ml5g11ch ge'halten. daß durch den Beschluß des Stadt
nteir t'ter 'l"ttthf'!':t.Rnd di€'!1er Bestimmungen - nämlich 
nekJfrnpfung UhSf>l'('T freihe.[tllchen demokratischen 
Grundordnung - berührt i;;ein könnte. Dieser Auffas
~!'f~··wit'd man beitreten miis.<1en. Nach den gesamten 
Umständen dC'S Falles müßte -eine solchE' Qualifikation 
'lmmöglkh erscheoinen. Der Stadtrat in Neuwied hat di-:! 
·i:.rmbenennung a\lf eine kleine Zahl von Straßen be
schrltn)ft, 'r.r hat die Straßen, die den Namen d~s 
Re!chtopr'l<:ff.lenten Friedrich Ebert und des Wider
!'t!l.!'1<'1~k11mpfnr~ Wlth.elm Leuschncr tragen, au~drück
!!ch von Ö"!"'I" RO('fdwnenmmg a1.11<ges<'hlos::en. Er h;it be
·rdts j~zt tn Au-91!Jkilt genommen. dal:I die Namen Erz
berger und ~thenau für die Benennung wc-itert!r Stra
ßen wieder v~rw·<-ndet wc1'de~t sollen. 

Er M~ endlim i.föeneugiend dargelegt , daß er diese 
b<:>"'C+ir~Mkfp NßlfTlensänderun.!f nur deshalb vorn ahm, 
"··~ -~ iT!of" n~n~ ~tl'aßennamcn bei der Bevölkerung 
nicht ent!'Prechend eingebül'gc1't hatten un<l weil irn
me:r wieder die alten N<101en gcbraud1t w111d en. Sd1J;d3-
licb kQnnte nuch nicht übersE'h~ werden, daß der Be
schlul;I 1:1u! Antrag dt;:r. St<1.dtrc1tsfraktionen zwdt>t' Par
~ ~efäßt \~;urdc, deren dcmokratil>eh"' 'Einslel1llnl'! 
in .diescll'! Uinde keines Beweise::. bedarf. 

· UC't"~~tt.lnß d!>s Stadtrats kann <!csbalb mit einem 
1'1'kdC'r:'nit'l~b~n neofiu:<'hi·~tischen ~ii::tP~ in keiner 
WcW~" fö"~~l"l'l~'rll'l~m~ ~ebrAcht werden. E ine Beanstan
c1t1tig' tlf't< "Bc-id:ih•~P~ ilh~r die Strl'lßi-nrückbenennung 
durCh dfr• Aitf!t'lmt~b~hördc hätte das Selbstverwal
tCin~~r'l><-M" lfö't ·smd~ ''erle17.t. D"r Landrat. von Neu
\Vfod hot dcs'hAlh richtig gehandelt, als er von einer 
n dict:mchthg d~ ~hltt>:~ ~t>~iih. 

Die Anderung lc'OJl Straßennamen ist eine Maßnahme, 
!Jd <.h:J' j>;!dc Gemeinde sich bewußt sein muß, daß sehr 
viel Taktgefühl erfor derlich ist . S traßcnbencnnungP.n 
dicnc.:l :n•.:::i r b ".''""ti>r T ,lni~ der praktisch~n Orientie
rung ,iii dN' C('melnde. D:in('ben sollte abf'f nie ver
gessen wcr~cn, \\'aS di<' Namf!n politi~<'her P ersönlich
l~ .\'.itrn, 11''." ~ .11r ~tr!lßen~childern stehf>n, dem ganzen 
V'ulk udcr d ncr Gntppc des Volk~ bedeuten. Eehte 
Demokr<if k? beruht auf Toleranz, sie muß ~uch die Ge
i~l:i1'swern.: ·aet Andersdenkenden achten. . .. . „. t, . :. . „ 
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(Abg. Die!: Sehr aut! - Anhaltende Heiterkeit bei 
der SPD. - Abg. Bögler: Merken Sie sie!} das! -
Abg. Dlcl: Beginnen Sie damit, Herr Kollege 
Böiler! - Weitere Zuru!e - Glocke des Präsi-

denten.) 

Prlsldent Wolters: 

Ich bitte um Ruh~! 

Ministerialdirektor Dr. Krauthausen (fortfahrend): 

Der Herr Minister hat es stets als seine P!licht an-
1esehen, die Aufsichtsbehfü·den und die Gemeinden 
au! diese Grundsätze hin2iuweisen, und er wird dies 
auch in Zukunft tun. 

(Bravo-Rufe und Beifall bei den Regierungs
parteien.) 

Präsident Wolters: 

Ich stelle die Frage,_ ob eine Aussprache gewünscht 
wird. 

(Abg. Dr. Boden und andere: Ja!) 

Elne große Fraktion hat eine Aussprache beantragt, 
dle UnterstUtzungsfrage braucht daher nicht gestellt 
zu werden. 

Als erster hat das Wort der Herr Abgeordnete Dr. 
Habighorst von der CDU. 

Abg. Dr. Ha.blcborst: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herrenl Im Namen 
meiner Freunde bitte ich &ie, mir einige Bemerkungen 
zu gestatten. Wir haiien geho!ft, daß nach der Debatte 
des Falles Osthofen Ul'lrS weitere ähnliche Debatten 
en;part bleiben würden. 

(Abg. Bauer: Wlr auch!) 

Wir halten es auch im Interesse der kommunalen 
Selbstverwaltung für bedenklich, hier über dort gefaßte 
Beschlü.see zu debattieren. Ob die in Neuwied mit 
Mehrheit gefaßten Beschlüsse zur Änderung der Stra
ßennamen opportun und unter Bei:ücksichtigung aller 
notwendigen politischen Erwägungen erfolgt sind, will 
ich hier ein.er Untersuchung nicht unterziehen. 

(Abg Marksche.!!!el: Das ist auch besser!) 

Grundsätzlich gehören wir nicht zu den Bilderstür
mern, die immer wieder glauben, auch auf diesem Ge
biete ihre demokratische und nationale Gesinnung unter 
Beweis stellen zu müssen. 

(Sehr gutJ bei der FDP.) 

Wie wir nach 1916 in dieser Frage sehr vorsichtig 
waren, so haben wir auch nach dem Zusammenbruch 
von 1945 immer wieder zur Besonnenheit gema.hnt. Es 
ist dabei selbstverständlich, daß wir der Ausmerzung 
der Namen der unglückseligen Gestalten deti Naziregi
mes freudig unsere Zust.immung gegeben haben, wobei 
es vielleicht besser gewe&en wäre, wenn mancher zer-
11törte Marktplatz und manche zerstörte Straße noch 
eine Zeitlang den Namen der Gewalt!haber des ver
gangenen Regimes behalten hätte, um unS()r Volk im
mer wieder an die Ursachen des Niederganget> und der 
Not zu erinnern. 

(Abg. Hertel: Das ist zu kompliziert!) 

&; ist für uns außer Zweifel, daß inan in d.en Jahren 
nach 1945 bei der Umbenennung der Straßen in unse
ren Gemeinden zum Tell zu weit gegangen Ist. Das 
Pendel, das in Bewegung geraten war, zeigte zunächst 
weite Ausschläge nach links. Es ist ein durchaus mensdl.-
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lieh verständlicher Vorgang, wenn es jetzt entsprechend 
weite Ausschläge nach der anderen Seite zeigt. 

(Zurufe der SPD; Nach rechts! - Abg. Markschef
fel: Der Gegensatz von links ist l'echtsl - Weitere 

Zurufe der SPD. - Glocke des Pl'äsidenten.) 

Wir hoffen, daß mii der weiteren Festigung unserer 
demokratischen Ordnung diese Pendelbewegungen sich 
wieder einer vernünftigen Norm nähem 

(Abg: Marksche!fel: Die Pend€.Uheorie lst gefährlich!) 

und in unseren Gemeinden 1n dieser Frage wieder 
Ruhe und Besonnenheit Platz greif~. indem Beschlüsse 
gefaßt werden. die den besonderen Eigenarten der Ge
meinwesen entsprechen. 

Wir wünschen dabei nicht, daß der Blick in unserer 
Geschichte zu eng und ungerecht ist. Wir wünschen 
dabei nicht, daß man die Vergangenheit nun restlos 
negiert. Wir wünschen, daß alle Namen von Persön
lichkeiten in unserer Ge6Chich.te, die menschliche Größe, 
Aufopferung für die Gesamtheit und den Willen zur 
Freiheit gezeigt haben, auch jn den Straßennamen un
ser~ Städte und Gemeinden ein dauerndes Andenken 
finden und es auch wachgehalten wird. 

Wir bedauern es, daß im vorliegenden Falle durdl 
Presse und Propaganda in unserem Vaterland wie auch 
im Ausland ein durchaus falsches Bild erv.:eckt worden 
ist. Wir glauben nd.cht, daß der Beschluß in Neuwied 
als neofaschistisch zu weden isl Wir dürfen nie ver
gessen, daß eine Nation nicht nur von ihrer Gegen
wart lebt, sie lebt ~uch von ihrer Vergangen~it. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Prisldent Wolters: 

Das Wort hat der Herr AbgeordnP.tc Lotz von der 
FDP. 

Abg. Lotz: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es l.st 
bedauerlich, daß es nicht möglich ist, die Akten zu ver
v iel!ältigen und sie Ihnen allen zur Verfügung zu stel
len. Sie würden dann erkennen, daß die Anfrage der 
SPD eigentlich etwas problematisch ist. Hat doch ein 
Teil der SPD-Stadtratsmitglieder Straßenumbenennun
gen mit beschlossen. 

Ich darf Ihnen kurz den T&tbestand noch einmal ins 
Gedächtnis zurückru!en. Am 6. Juni 11147 wurde seitens 
der Fraktion der SPD beantragt, folgende Umbenen
nungen durchzuführt-n: Bismarckplatz in Stadtpark, 
Bi.smarck.straße in Walter-Rathen.au-Straße, Blücller
Straße in Matthias-Erzberger-Straße, Goebenstraße in 
Frd.edrich-Ebert-Straße, die Moltkestraße in Wilhelm
Leuschner-Straße, Moltkeplatz In Karl-Marx-Platz, 
Roonstraße in Rudolf-Breitseheid-Straße, Scharnhorst
straße in Ernst-Thälmann-Straße, Tannenbergstraße . 
in Ferdinand-Freiligrath-Straße, Engerser Straße in 
August-Bebel-Straße, Fürst-Alexander-Schule in Pesta
lozzischule. 

Und nun kommt das Absonderliche, daß zu der da
maligen Zelt - 1947 - dem SPD-Bürgermeister Wil
helm Schwei:zer dies selbst etwas zu weit eißg und 
er die6en Beschluß nicht so durchführte, wie er damals 
von einer Mehrheit - die, wie hier mit Recht ges.a1t 
wurde, nicht aus einer Stimme bestand, es waren da
mals U SPD- und KPD-Angehörige, die den neuen 
bürgerlichen Parteien gegenüberstanden - gcf.aßt wurde; 
ein Verhalten des Bürgermeisters, zu dem er nacll den 
damaligen Vorschriften als Ortspclizeiverwalter das 
Recht zu haben glaubte. • 1 . ' 

1 :,j 
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(L<>t? ) 

Ee hat den Beschluß lediglidl zum Teil verwirklicht. 
So hat er die Ernst-Thälmann-Straße weggelassen und 
e inige andere Dinge. 

(Ahg. Wilms: Aha! - Abg. Völker: Wieso Aha? -
Abg. Markscheffe!: Wi.eso? - Abg. Bögler: Das 

ist T-if>rrn Wilms' Steckenpferd!) 

Jetzt möchte ich Sie einmal bitt<m, nicht das Politi
sche> b-:!i diesen Dingen zu sehen, sondern das Verwal
tungstechnL"Che. Wenn Sie ·einmal Gelegenheit haben, 
einen Erl11ß - ich möchte da9 nicht diffamierend mei
nen, sond~rn Ihnen nur zur Et·klärung sagen - des 
damaligen Innenministers Steffan vom 3. März 1948 zu 
lesen , ciann werden Sie feststellen. daß er einen an
deren Erlaß vom 26. Januar zum Tuil aufheben mußte, 
weil er n it:ht den gesetzlichen Grundlagen entsprach. 
Er hatte die Selbstverwaltung ausgeschaltet. Idl bin 
erfrE'ut ft:>st-zustellen, daß er in seinem Erlaß das wie
der nachgeholt und damit der Selbst\rcn.valtung wieder 
Spi<'lr1mm gf'geben hat. In dem Erlaß ist aber gesagt 
- das i<:t wesentlich -: „Althergc.brachte Namen wie 
Viehm~rkt. Rheinan!agen und solche historischen Ur
sprungs sind von der Umbenennung au.s2JU.0ehmen, im 
übrigen möge der Zustand von vor 1933 anges trebt 
werden, so daß .sich die Umbenennung von Straßen 
und Plätzen frei von jeglicher Neuerungssucht nur auf 
wenige Einzelfä lle besehränken dürfte." 

Meine Damen und Herren! Diesen Worten müßte 
man und lrnnn man vorbch<1ltlos zustimmen. Wir wol
len auch in ki>ine Diskussion eintreten über die Namen 
der Männer, die nun 1947 mit Straßennamen bedacht 
worden sind. Ich glaube, da sind wir in vi~l.en Fällen 
- abgfäehen von Ernst Thälmann und vielleicht noch 
andel'en - ::iJIP Pinig, Sie dürfen auch nicht verge~en 
- ich be'(\auere eigentlidl, daß das Frau Kollegin Seppi 
nicht :-o h erausgestellt hat - . daß in Neuwied die Na
mPn «kh ein fa.ch nicht eingebürgert haben. Das wird 
Ihnen vielleicht der Herr Kollege Hachenberg bestä
tigen. 

Nun, i.<;t seitens d~s SPD-Bill'germeisters Wilhelm 
Sl:1w...,i1.e1· eine neue Vorlage gemacht worden, aL>o 
nidtl vull selten der Fraktion der CDU und der FDP. 
DiP.se Vorlage p;liedert.e sich in zwei Teile. Det· erste 
Teil be,tand d araus, den Beschluß des Stadtrates vom 
vom 6. Juni 1947 hinsichtlich folgende!' Umbenennungen 
aufzuh1·l ~ii : 

füxm;;traße in Rudolf-Brei.tsdleid-Straße, 
Scharnhorststraße in Ernst-Thälmann-Straße, 
Tannen)~t'~,.;fraße in Ferdinand-Freilig.rath-Straße, 
und die Umbenennung der Engerser Straße in 
August-ßebel-Straße. 

Hier haben doch die Vertreter de1· SPD im Stadtrat 
wgP:-\.immt. Sie haben also auch zugestimmt, daß man 
Umbenennungen von Straßen vorgenommen hat. Ich 
verstehe ni<:h t gan:r., wieso Sie hier eine Anfrage auf 
Uml>t:11drnung stellen können und dabei verschweigen, 
ciafl Ihre Vertreter im Stadtrat Neuwied bei. diesem 
ersten Teil mitgewirkt haben. Sie haben allerdings 
nicht mehr mitgewirkt bei dem zweiten Teil, 

(Abg. Kuhn: Der ist der widltigerel) 

- Nein, det· ist nicht der wichtigere. Im zweiten Teil sind 
nach dem Verwaltungsvorschlag noch zwei Umbenen
nungen erfolgt, denen Sie auf jeden Fall zugestimmt 
hätten. 

Meine Damen und Herren! Ich halte es in diesem 
Falle aber Wlit·klich für nötig - mit Genehmigung des 
Herrn Präsidenten -, die Rede des Fraktionsvorsitzen
d('n der FDP im Neuwieder Stadtra t zu verlesen. Wenn 
man diesen Reden zugehört hat - die SPD~Fl'aktion 
~r?.r während di.eser Zeit noch im Saale -, dann kann 

'I 

man schwerlich seine Anfrage so begründen und stel
len, wie es die Sl'D getan hat. 

(Abg . .Se~„:lu:nba~:h : Nicht nach den Worten, 
sondern nach den Taten muß man Ul'teilen!) 

- ·Ich möchte nicht an eile Dinge von 1947, die im Pro
tokoll enthalten .sind. anknüpfen, sonst müßte ich Ihnen 
die Tat.cn vorhall~n, die Sie 7.Ul><immen mit l:lnderen 
getan haben. 

Die Ausführungen la\,lten folgendermal.!en: 
„Herr Bürgermeister, meine Da men und Herren! 

Um von · vornherein Mißverständnisse und Miil
deutungen hier im Plenum und bei den heute 

'erlreulicherwelse so zahlrf'ich erschienenen Zuhörern 
auszuschließen, möd\le ich Ihnen im Namen meiner 
Fraktion~freunde folgendes sagen: 

Mit den. von uns beantragten Straßenum- bzw. 
-1·ückbent~nnungen ist weder eine Art von Bilder
stürmerel noch e1ne politische Demonstration beab
s1Cht1gt. ·oas geht schon dara1.1s hervor, daß wir die 
hler vorliegenden Anträge erst nach sehr reiflicher 
Oberlegung und nach Klärung der Rechts- und 
Sachlage gest<.>llt hnben, obwohl uns weite Kreise 
der Neuwlcdc1· Bürgerschaft schon lange gedrängt 
haben, diese notwendigen Korrekturen durchzufüh
ren. Daß wir auch keinen :r.weiten Fall „Osthofen' 
Sl'haffen wollen, ergibt sieh darau<:, daß wir bei die
sen Oberlegungen die Namen von Persönlichkeiten 
'Vl'ie FriedTim F.bert, Wilhelm Leuschner- und Ge
sdiwister Scholl, Namen, die auch für uns etwas 
bedeuten. nicht angetastc-t wissen wollen. 

Auf der anderen Seite muß ab<>r ganz klar her
ausgcstcllt werden, daß die d&mals von einer SPD
li.nd'. KPb-Meru:heit hier im Neuwieder Stadtrat 
durchgeführten Neubenennungen von Straßen usw. 
ganz zweifellos eine polilii>•:bi> D1>moni;tration waren 
und einen Affront gegen die damals in der Minder
heit befin<llkhe bürgerliche Selte des Stadtrates 
dari;telrt('n. Oder war e~ etwa keine politische 
Demön::;frat.lon, als man uns damals einen August 
Bebcl, einen Rudolf Breitseheid und sogar einen 
F.mst Th!ilmarm zumutete? Jedenfalls hat die Bi.ir
gerschn'f't hier tn Neuwied diese politische Aktion 
rrleht 'Ve'l'l'ltanden. Die neu beschlossenen Straßen
nämen ~!nd in das Gedanken- und Sprachgut der 
Rf"'.•Ci!l!'~mig nimt eingegangen und man hat im
mer wieder die fraglichen Stt-af.~n mit ihren frü
.hcre.n Namen genannt. 

Dnß dt-!<h;;ilb hier frlihc1· oder später, wenn sich 
\1[1:0: polni:<iC'he KrMteverhältnis im Stadtrat einmal 

· · " il'IWlt"rtl!''i'" die notwendigen Korrekturen kommen 
mußten, dw:über hätte man sich schon längst im 
klaren sein sollen. 

·Nun hat Herr Kolleg~ Col!et bei der Heratung im 
· Hl!l\IP1l-· b:r.w. Finanzausschuß daran Anstoß genoro
mf!'n. ·daß wir - die CDU und FDP - es wagten, 
an Stelle von gM<chidttlichC'n Persön~ichkeit.en wie 
z. B. Karl Marx, wieder die Namen von Generälen 
In unser ~fTiißenblld zu bdngcn. Dabei hat er auch 
Bismarck in die Gruppe der Generäle eingestuft. 
Es dü.rLle sieh auch bei Ihnen, Herr Collet, und bei 
Ihren Fl't;)Unden herumgesprochen h11bE'n, daß Bis
m.u·ck: ein Staatsmann von Format war, um den 
uns andere Vöiker beneidet haben und auch heute 
noch "l!lencf!T~n. 

Und was nun die Generäle Scharnhorst und Blücher 
angeht, darf ich Ihnen folgendes sagen: Scha rnhot'st 
~ lttimerhln e in Mann, der seine erzieherische 
und staatsmännische Aufgabe darin gesehen hat, 
den Offizier und das Volk, das ja die Soldaten 
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stellte, zum PQlitischen Mitdenken anzuregen. Beide, 
Scharnhorst und Blücher, waren Männer, die mit 
dazu beigetragen haben. den bedeutenwten Zeit-
abschnitt der · preußisch-deutschen Geschichte zu 
prägen, und es bestand wahrhaftig kein Anlaß, die 
Namen dieser Männer. aus unserem Straßenbild zu 
entfernen. Das .ii;t der Grund, weshalb wir mit 
unseren Anträgen eine Rehabilitierung dieser Män
ner vornehmen wollen. Wenn nun seitens de.s linken 
Teiles dieses Hauses Neigung dazu bestehen sollte, 
nochmals, wie das in der Finanz.ausschu.ßsitzung 
&eschehen ist, die angeblichen Verdienste von ·Karl 
Marx herauszustellen, behalte ich mit· vor, über den 
gemeinsamen Ahriherrn von SPD und KPD noch 
etwas zu sagen." 

Meine Damen und Herren! Damit düdte klargestellt 
sein, was beabsichtigt ist. 

Noch ein kurzes Wort an Frau Kollegin Seppi. Sie 
haben Blücher als Anfang der Namen, die Sie dann 
mit Adol! Hitler fortsetzen, genannl Ich glaube, Sie 
haben damit doch eigenUich das Falsche getan. Wenn 
ich in der Schule damals gerade dagewesen bin, habe 
ich gehört, daß Napoleon bis nach Rußland gezogen 
ist. Ex· hatte also etwas Ähnlichkeit mit unserem Adolf 
Hitler. Wenn Sie Blücher damit in eine Reihe stellen 
wollen - - -

{Lebhafte Unruhe und Zwischenrufe bei der SPD.) 
- Das macht mir gar nichts. Wir wollen nicht auf die 
pclitische Geschäftemacherei bei Ihnen im Augenblick 
eingehen. 

(Abg. Kuranet·: Herr Präsident, das gebt aber 
etwas weit! - Abg. Markscheffel: Iierr Lotz 

weiß nicht, was er sagt!) 
Die Reden der Fraktionsvorsitzenden der CDU und 

FDP besagen ganz klar und sachlich, was hier gewollt 
war, und daß keine politische Deinonstration - wie man 
das jetzt versucht hinzustellen - beabsichtigt war, son
dern lediglich eine Wiederherstellung der Namen. die 
in der Bevölkerung Immer gang und gäbe waren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Prllllldcnt Wolters: 

Das Wort hat der Herr Ministerpräsident Altmeier. 

Mfnlsterprlsldent Altmeler: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich mödlte 

aus zwei Gründen in der Debatte zu der Großen An
frage ein Wort sagen; einmal, weil der Herr Minister 
Dr. Zimmer durch Krankheit heute hier abwesend ist. 

Es ist eben von Frau Kollegin &-ppi gesagt worden: 
„Im Innenministerium hätte man nichts ~elernt". Das 
Innenministerium wird geleitet durch Herrn Innen
minister Dr. Zimmer. Ich glaube, Sie haben nach sei
ner politischen Vergangenheit und auch nach seiner 
Tlitiirkeit in der ~eglerung kein Recht, in dieser Weise 
seine Tätigkeit einer Krltik zu unterziehen.. Herr Dr. 
Zimmer hat durCh die Tatsache, daß er von 1933 bis 
1945 durch die Machthaber des Nationalsozialismus aus 
seinem Beruf herausgeworfen und politisch diffamiert 
worden war, den Beweis erbracht, daß er auch in die
sen Jahren als demokratischer Mann bereit war, nicht 
nur !ilr die Demokratie zu reden, sondern auch Opfer 
zu bringen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar~eien. -
Abg. Völker: Das ist nicht angezweifelt worden!) 

Aus diesem Grunde muß ich die Bemerkung von dem 
„Nichts-gelernt-haben im Inneruninisterium'" ganz ent
schieden zurückweisen. 

(Er neuter Beifall bei den Regierung.sparteien.) 

' ' 
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Der zweite Grund, weshalb ich mich zwn Wort ee
meldet habe, ist ein technischer, geht aber auch wieder 
in das Politische hinein. Es heißt in der Großen An
frage, sie sei veranlaßt durch die Verlautbarung des 
Innenministeriums. 

Nun haben Sie aber soeben durch die verlesene Er
klärung des Min:lsters gehört, daß das Innenministe
rium überhaupt keine Verlautbarung herausge~ben 
hat, so daß damit auch die Grundlage !Ur die Große 
Anfrage entfällt. Frau Abgeordnete Sepp! hat gesait, 
es sei kein Dementi erfolgt. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir alles demen
tieren sollen, was Tag für Tag auf diese oder jene 
Weise gesagt oder als angeblich aU$ dem 8':hoße der 
Landesregierung 5'1.ani.rnend berichtet wird, dann müß
ten wir eigentlich jeden Tag dementieren. 

(Abg. Dr. Asholt: In gewissen Fällen empfiehlt 
es sich a~r!) 

Es steht einwandfrei fest, daß derjenige, der diese 
fragliche Notiz in der Mainzer Allgemeinen Zeitung 
nach unserer Auffassung veranlaßt hat, durch seine 
telefonische Antrage bei einem Beamten des Innen
ministeriums in keiner Weise das Recht erhalten hat, 
von einer Erklärung des Innenministeriums zu spre
chen, weil im Gegenteil ausdrücklich erklärt worden 
ist, daß man eine solche nicht abzugeben beabsichtige. 
Insofern ist also, da keine Erklärung des Innenmini
steriums abgegeben wurde, auch keine Berechtiguni 
vorhanden, etwas kritisch zu beleuchten, was über
haupt nicht gesagt worden ist. 

Nach meiner Auffassung hat der Verlauf der Debatte . 
gezeigt, daß man - auch wir in Deutschland - nicht zu 
den Bilderstürmern übergehen sollten, von denen eben 
schon gesprochen worden ist; nicht zu denen von 1947 
und auch nicht von 1953. Ich glaube, wir sollten in die
ser Frage etwas von den anderen draußen in der Welt 
lernen. 

(Sehr richtig! bei den Regierungspar teien.) 

Niemand zwei!elt an den demokrati..sdlen Auffas
sungen von Recht und Freiheit eines Franzosen etwa 
deshalb, weil auch heute noch in der Stadt Paris die 
Denkmäler des Königs Ludwig, den man in der Fran
zösischen Revolution hingerichtet hat, stehen. 

(Abg. Claus: Und wo man noch die Trikolore 
von damals hat!) 

Kein Mensch nimmt deshalb an, daß das fra nzösische 
Volk weniger demokratische Auffassungen von der 
Freiheit usw. hat. Unser Volk selbst hat ja - da.s 
haben wir erlebt, was die Namen Hitler, Göring und 
die anderen „Koryphäen des Dritten Reiches" betri!!t 
- nach 1945 ohne BeschlUsse der Parlam~mte, die da
mals durch die Besatzungsvorschriften nicht gefaßt 
werden konnten, dafür gesorgt, daß diese Namen ganz 
von selbst wieder verschwunden sind. 

(Abg. Fickeisen: Sie tauchen aber wieder au!!) 

Wir sollten doch nicht aus einem einzelnen Vorfall 
gleich di.e demokratische Gesinnung des anderen an
zweifeln oder s:ie ihm gar absprechen. 

(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien.) 

Ich habe, aus dem Weltkrieg von 1918 zurückgekehrt, 
In meiner politischen Jugend die Kämpfe, die damals 
um Freiheit, Demokratie und Republik entbrannt wa
ren, miterlebt. Sie wurden genährt durch den unglück
seligen Versailler Vertrag und die Kämpfe um die 
Reparationen. Ich weiß auch um die Angr!!fe, die 
gegenüber Männern wie Rathenau und Erzberger ge
führt wurden und schließlich dazu führten, daß man 
diese verdienten Männer In feiger Weise gemordet hat 

· ·· : 
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(Mitu<;tC'lprllslden t Al t me•t!I') 

kh glaube. ic:h bin über jeden Zweifel darüber 1?rhaben. 
je irgendwie zugeben zu wollen, daß das Andenken 
d ieser Männer. d ie für Deutschland gestorben sind, 
geschändet wiJ:d; 

(Beifa ll im Hause.) 

auch nicht die Leistungen dieser Männer, die durch den 
Hafl, den di~ nationalis tischen Kreise damals entfach
ten. das größte Opfer für den Bestand der deutschen 
Demokrati~ gebracht haben. 

w~nn ich das auf der einen Seite sage, dann sollten 
'\•:ir dnch andererseits auch nicht dramati.&ieren, wo 
dies wahrlich nicht am Platze ist. Wir haben dazu nach 
der politiSC'hen Entwicklung in Deutschland, vor al~em · 
rnu:h dem pulitist:hen Bekenntnis vom 6. September -
id1 s pre..'he jetz:t ni<.:ht von den Parte ien, sondern von 
del' Ablehnung des deutschen Volkes gegenüber allen 
radikalen und. nationalistischen Gruppen - keine Ver
anl<i~,;ung, 

F..~ isf e~n von <lern Hecht der Selbstverwaltung ge
~.prnehen worden. Oft genug wird <ler Staal an.gegl'iffou, 
weil er angeblich in die SeLbstverwaltung eiugeg!'iffen 
hi1l1.<:'. Dann h:üien wir uns gegen solche VorwUr!e <.u 
wehr<:>n . Deshalb frage ich: „Ist ~ richtig, daß der Be
~chlnH einer Selbstverwaltun·gskörperschaft, in diesem 
Falle der Stadtverordnetenversammlung von Neuwied, 
der uns meinetwegen nicht gefällt, vor das Fo1·um 
de~ Lan<itc;ges p;ebn1cht wird't Wo kämen wir 
hin, meine Damen und Herren, wenn wir jeden B<:
~chluß irgende iner Gemeindeversammlung oder einer 
St<id lverordnetenversammlung, der uns nicht gefä.Ut, 
hier im Landtag debattieren wollten, 

(Beifall bei den Regi.erungsparteien. - W~derspruch 
bei <le r SPD. - Abg. Markscheffel : Sie verteidigen 
dne schledHe Sildle'. - Zul'uf bei der SPD; Aue die 

politische Bede utung kommt es an!) 

~ Ich vtt-rteidige, Herr Abgeordneter Markschef!el, ein 
P rinzi t>. Man soll dieses Prinzip -aufrechtel'halten. Ich 
bin a ls Demokrat ;\UCh dann ve['pflichtet, Achtung vor 
dem ande ren z.u haben, wenn er einmal eine Auffa8-
s ung hat. d ie ich in keiner Weise mit 'bm teile. 

(Erneuter Widerspruch bei der SPD. - Abg. Ritter: 
An dem Prinzi.p sin<i wil' schon einmal zugrunde 

gegangen!) 

kh darf deshalb al.>s1.:hl.ießend eine zweifache Bitte 
au~sprechen. Es wäre so leicht gewesen, wenn a1.1f Gi;und 
df'r z,,itungsnotiz der Vornitzende der Landtagsfl·aktion 
der SPD - Herr Abgeordneter Hertel schreibt mU
oft Briefe, ich glaube, wir haben wis dann i.mmer gut 
ve!·stän<'.ligt - bei dem Herrn Innenminister schriftlich 
ang-efragt hälle, wie er zu dem st.ehe, was da in einer 
!'<'h r dunklen Verlautbarung in der Presse behauptei 
worden sei? Dei· Herr Innenminister hätte lhncn ®ln 
:; ich~rlkh Pine Antwort erteilt, die die Sache geklärt 
haben würde. 

Die zweite BittP, die ich aussprechen möchte, ist die 

·I 

1 , . 

- sie belt'ifft alle draußen im Lande -, l>d allen der
artigen kommumilen Beschlüssen immer Achtung und 
Eh r fureht ~.u haben vor der Vergangenheit, sie zu vei·- 1 
binden mit echter Toleranz und auch mit Dank \Jn-d . 
Aiwrkennung an jene demokratischen Männer, die i.n 
Deutschlands schwerste r Zeit für die Zukuufl unseres 
Volke-; gearbeitet haben. 

(Lebhafter Beifall bei -den Regierungsparteien.) 

Präsid~nt Wolters: 

Meine Damen und Herren ! Ehe i<:h d em nitd1slcn 
Redner das Woi-t erteile. muß ich noch etwas zur(kk
weisen. Ich habe nicht gehört. daß d er Herr J\bgeord-

nete Lo tz. g<?genüber der ~PD gesagt ha t: „polifüch~ 
ceScli!i;ftemacher'ei 'd er SPD". Da~ ver.stößt zweifellos 
gegen die Würde -des Hausies; ich muß das zut'ilck
,,:C'i ~en. 

Das Wort hat de1· Hen Abgeordnete Schmidt von d et· 
E'raklivn der SPD. 

Abg. Scbml.4J; 
He-rr Präsident! Meine Damen und Her ren! Ich 

möchte gleich bei de r let?..ten Bitte d.es Herrn Minister
präsidenten beginnen. 

~ ;Heqn · ~.~nenminister habe ich persönlich in 
E~ln..ert'!. · 'G~r!:!~ · hier 1m fürnse auf d ie erschienene 
Steliungnahmi- des Innenministerhirns in de r Mainze1· 
Zeitung· a:uftnerks-am gemacht und ihn dabei gebeten. 
\"On sich aus zu veranlas!'en, d aß das InnenmLnisterium 
l>E:lt!mnt'.!i:ebcn möge'. d'aß die im Namen cies Ministcri-
11ms "1m· 'lllr1:lh'17.<!r An:r.ciger veröffentlichte Erklärung 
ntCht a]~ Meinung <les Innenmin·~teriums zu gelten 
ha:'be. 

„ !Y~f' Mtl~l'I· ~tlnn \IMf>N>r~eits eine ganze W<>d1e ge
;•:artet, ob d:c-r Tnnt>nmini~tn auf Grund meine~ Hin
wet~s· ·Gt>11!!genhelt n<:>hmen würde. die Angelegenheit 
in"d'em:"vmr uris angeregien Sinne zu bereinigen. Erst 
als s~t~'t1[; . i1es Innefil'Tlln·isteriums keine StellungnahmP 
erfolgte, ha ben wir u n>: veranlaßt gesehen. <He Große 
A~rraJte 'hi~r .elnzuhrin~rn. 

· (Abg. Kuhn : Hört, hört!) 

· Ich ni'iß' a!S<f d-en fraglk:hen Vorvturf, Herr Min~ster
präsident, "der in Ihrer Stellungnahme enthalten war, 

. a~t:> di~ Y.rµJld,e zurück.weben. 

· Zw~ttefürmöchte Ich dem Herrn Kullegen Lotz ein
·mal .!!81!:etl~ e!i ,:t1ht Menschen, die heute auf der politi
!!~h~rr F.~ne tätig sind, die würden weniger Geschich
ten m.ad'l.lm, wenn sie mehr Geschichte kennten. 

· (BE!!täll b()i der SPD. - Abg. Lotz: Geschichte gibt 
eti< 81.1!'1 ml.\ncherll"I Gründen. Hen KoH-4."ge Schmidt'.i 

· · Penn" d:arü'5er, daß man mindeste ns über d iese An
gelegenheit und dit! verschlcdenen P ersönlichkeite"l, 
die · auf der politischr?n Ebene aufgetaucht sind, strei
tein kann und 111,o. vcrschJeden bewertet. dürfte ei!; bei 
der poUt1~C'hE'n Aufsp:iltung. die zur Geschichte des 
deutSIC:hen Volkes gehört, eigentlich keine M~immgs
ve.rschiedenheit in diesem Hal.lße geben. 

(Ab.'(. LOt7.: Aber nicht b e i den Befreiungskr iegen!) 

Diese politische A'!.!fspaltung haben nicht wir Sozial
demokraten, sondern dieJcnigen Kräfte zu verantwor
ten. ~~e friiher die deut!'che Geschichte ,getragen haben. 

·.:Wenn „der Herr Kollege Lotz sagt, wir sollten uns 
einmal dfe Leute betrachten, mit denen \\'i.r 1947 in 
Neuwied zusamm".!'flgewirkt hätten, dann darf ich auch 
einmal eine Erinnerung ~n die- FDP gcben. Auch Sie 
sind in diesen Jahren der Zwangslage ausgesetzt ge
wescn, mit den Kommunisten dLeses Landes polltlsch 
zu.s~~l?,eiten iu müssen. 

„ • (5eht· gut! bei der SPD.l 

. „ "TI'i'f'" Jim!!t)5er· Bundesjustizminister, der damalige Ab
gdötdMte'di(!s°es T~ndt.ages, h a t m il dem Kommunisten 
'Pe11t'r' ZU"t::im'tttr!m auf e1.ner Regle1'!\.lngsbank gesessen. 
Sfo · söllti>n ~ !':lrh P.ndlich a b~ewöhnen . so zu tun, als 
ob das eine einseitige Erscheinung gewesen wiire. 

(Sehr gutJ bPi der SPD.) 

Damah waren Sie- ~f"nau ~o in eine Zwangslage ver
!eti°t"~ aucll die so:;:ialdemokrati<:t'he Frnktion. 

. : . .. (~~: Ctaus: Es fragt ~id' nur, war um - - -) 
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Aber das brauchen Sie, Herr Kollege Lotz, heute ja 
auch nicht mehr zu wissen. 

(Abg. Bögler : Wir haben den Feller entfernt und 
nicht die FDP! - Unruhe. - Abg. Claus:. Es fragt 
sich nur, was bei der 2Jusanunensetzung heraus
kam! - Anhaltende Unruhe. - Glocke des Präsi-

denten.) 

- Herr Kollege, die Frage haben sich die Sozialdemo
kraten Im Jahre 1948 gesrellt und deshalb die damalige 
Regierungsumbildung angeregt. 

Meine ~men und Herren! Wir Sozialdemokraten 
sind keine Bilderstürmer. Die ganze Angelegenheit 
wäre so zu behandeln gewesen, wie es der Herr Mini
sterpräi;:ldent gewünscht hat, wenn man die von uns 
vorgebrachte Anregung beachtet hätte. Sie wäre auch 
heute noch so zu behandeln. wenn nicht mit diesen 
Dingen Immer politische Grundsatzfragen in Deutsch
land angerührt würden. Leider sind wir nicht in dem 
Zustand einer wirklich gefestigten demokratischen 
Grundhaltung unseres Volkes. 

Wenn wir eirunal den Tag verzeichnen können, an 
dem wir frei von allen Sorgen über den demokratischen 
Bestand des deutschen Volkes sein werden, dann wer
den gewisse Großzügigkeiten auf allen Ebenen auch 
eingeräumt wet'den können. 

(Abg. Wl.lms: Das erleben wir nicht!) 

Solange aber diese Sor:ie nicht behoben ist, muß 
man sich die Akteure solcher Dinge besehen. Ht'I'r Kol
lege Lotz, es war für uns außerordenUich 'intet"es.sant, 
zu w1ssen, daß gerade der Fraktionsführer der FDP 
in Neuwied, der die Generalsnamen so sehr liebt, 
während des Krieges, als er vor den Generälen hätte 
strammstehen können - es vorgezogen hat, den Krieg 
in einem guten Bunker in Neuwied zu verbringen. 

(Hört, hört! bei der SPD.) . 

Wer es selber so .mit den Generälen gehalten hat in 
seinem zivilen Leben, der soll auch Jm polltLschen Le
ben weniger Ehr!urcht vor den Generälen au!bringen. 

(Abg, w.um.s: Das ist Ansichtssache!) 

Ich überlasse Im übrigen der Fraktion der Mitte 
dieses Hauses, sich die Grund:sa,tz!reudigkeit Ihres Neu
wieder Fraktionsführers selber anzusehen. Jedenfalls 
sind wir tief betrübt darüber, feststellen zu müssen. 
daß ln den heutigen Erklärungen des Innenminlste
nums und des Herrn Ministerpr!tsldenten leider nicht 
jene Grundsatzbehauptung und grundsätzliche demo
kratische Stellungnahme wiederholt wurde, die uns 
seinerzeit in dem Falle ~o!en so beglückt haben. 

Wir wären froh, wenn sich - frei von taktischen 
Vorgllnfen in einzelnen Untergruppen der politischen 
Parteien - Landesregierung und Landtag wenigstens 
darüber einig wären, daß die Männer, die für die De
mokratie geblutet haben, mindestens die gleiche Ach
tung verdienen wie die, die dJe Demokratie gehaßt 
haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Pr!Lsldent Wolters: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hachenberg von 
der CDU. 

Abg. Uachenberc: 

Herr P1·äsident! Meine Damen und Herrent Aus den 
Worten meines sehr verehrten Vorredners , des Herrn 
Abgeordneten Schmidt, hat die Sorge um die Demo
kratie herausgeklungen. Diese Sorge wäre nicht so 
groß gewesien, wenn unsere Tageszeitungen den einen 

. ' 
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Satz aus der Erklärung des Fraktlons!ührers der CDU 
aw der damaligen Stadtrats.;;itzung gebracht hätten, in 
dem es ausdrücklich heißt: Die Namen Erzberger und 
Walther Rathenau sollen nicht aus unserer Stadt ver-
11chwinden. Wir wollen sie aber nicht im Wege der 
Straßenumbenennung, sonde1n im Wege der Straßen
neubenennung verewigen. - D iesem Standpunkt habe 
ich zustimmen müssen. 

Nun gcst:i.tten Sie mir, ganz kurz auf die Ausfüh
rungen meiner von mir so sehr verehrten Kollegin 
Frau Seppi zurückzukommen. Frau Seppi, Sie haben 
gesagt, daß die Umbenennung de r. Straßen au! einen 
Karnevalsscherz zurückzuführen sei. Ich glaube, daß 
diese Umbenennung schon sehr lange im Schoße der 
verantwortlichen Männer ruhte, daß sie aber immer 
aus politischer Verantwortung zur ückgestellt worden 
war. 

Nun haben Sie gesagt : Die Strategen im Neuwieder 
Stadtparlament. - Ich gehöre nicht zu dem Stadtparla
ment. Ich will mich aber doch bemühen, mich etwas 
in strategischen Gedanken auszudrücken. Wenn es mir 
schlecht gelingt, dann bitte ich Sie, es mir nicht übel 
zu nehmen, ich habe es im ersten Weltkrieg nur bis 
zum Unteroffizier gebracht. 

(Heiterkeit im Hause.) 

Die~ebatte über die Straßenumbenennung in der 
Stadt Neuwied kommt zu spät, meine Damen und 
Herren. Die Fl'onten in Neuwied, wie sie am 15. De
zember vorigen Jahres geschaffen wurden, haben slch 
längst au.fgelöst, dann neu formiert und s ind neu an
getreten; jetzt spreche ich mal „strategisch". Inzwischen 
haben sich Fronten unter der Führung des Henn Bür
germeisters Wilhelm Schweizer - und zwar FDP, CDU 
und SPD - gebildet :z;um Abwehrkampf gegen die 
1''ront bz.w. die Forderungen des Landrates des Krei
ses Neuwied, Herrn Wilhelm Bruchhäuser. 

(Hört, hört! bei der CDU.) 

Denken Sie nun nicht, wir wären in Neuwied im 
Wilhelmlnischen Zeitalter steckengeblieben. Das 1.st 
durchaus nicht der Fall. 

(Unruhe im Hause.) 

Es sind „Wilhelms" neuer Prägung und echte Demo
kraten. Aber es ist nun doch so, daß man d ie Rück
benennung der fraglichen Straßen aus der Mentalität 
der Neuwieder Bevölkerung heraus beul'teilen muß. 

Die Stadt Neuwied besteht aus zwei Teilen, dem 
alten Stadtteil und dem ehemaligen Dorf Heddesdorf. 
Beide Teile sind ängstlich darauf bedach.t, ihren Be
s itzstand an Namen usw. zu wahren. Den Herren 
Oberbfu:germeistem in diesem Hohen Hause sind viel
leicht ähnliche Fälle bekannt. Hier liegen d ie ganz 
großen Schwierigkeiten. Beide Teile der Stadt möchten 
ihren Besitzstand wahren; jedoch ist von einer Re
aktion da aboolut keine Rede. Das ist ein Extra
Völkchen in Neuwied, meine Damen und Herren. Bitte, 
nennen Sie mir die Stadt am Rhein, wo es von selten 
des Nationalsozialismus notwendig wurde, zweimal 
eine Straße ,,Adolf- Hitler-Straße" zu benennen. Sie 
hatten in Neuwied die schönste und gr ößte Straße 
Adolf-Hitler-Straße genannt, aber die Bevölkerung 
sagte: nein, wir sagen Engerser Landstraße. Wir tun 
es nicht! - Darau! mußten die Nationalsozialisten eine 
weniger wldi.tige Straße entsprechend benennen. Es ist 
also schon so, daß wir nicht von einer Reaktion bei 
uns in Neuwied zu sprechen brauchen. Wir haben es 
n icht nötig, und wir können auch n icht davon sprechen. 

Ich möchte bitten, mir noch zu gestatten, zwei Tat
sachen zu erwähnen, die mit herangezogen werden 
müssen, um den Standpunkt der Sozialdemokratischen 

!.! 
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P a1·tei in der Neu- oder Rückbenennung der Straßen 
in Neuwied zu überprüfen. Voranstellen möchte ich das 
Spr!chwort: Wenn zwei das gleiche tun, ist's lange 
nicht n11s.~eibe. -

Meine DarnPn und Herren! Der Stadt Neuwied gegen
über liegt der Ort Weißenthurm. l'viitten in \Veillen
thurm steht ein Denkmal des französischen Generals 
Hoche auf einem kleinen Hüg~l. Von diesel· Stelle aus 
hat der General im Jahre 1797 Neuwied beschusseu 
und dann den Rhein überquert. Das Denkmal hat beide 
Vhltkriq{c übel'standen. Es wird zur Zeit von einem 
Beauftragten der fnmzösischen Rcgiel'ung betreut und 
mit. einer kleinen Anlage versehen. 

Im West„rwrild , an der Straße Frankfurt-Köln, etwa 
t 1/% km vor Höch.o;tl:!nbach, steht das Denkmal des fran
zösisdwn Generals Marceau. Auch dieses Dcnl=al 
halle den cr:;ten Wdlkri.eg gut übet-standen. Ein wild
gewordener Nationalsozialist hat es dann drei Tage 
vor dem Zusammenbruch noch schnell in die Luft ge
sprengt. Die französische Regierung hat die deutsche 
R egierung aufgefordert, das Denkmal in der alten 
For m wieder aufzustellen. Dies ist auch geschehen. 
Wollen wir das nicht als Vergleich heranziehen? I<;h 
glauhP, daß wir uns in der Hinsicht - wenn wir einen 
verdienten General in einem Straßennamen verewigt 
haben - in einer sehr guten Gesellschaft befind,. 

It:h habe de1· großen französischen Nation nie einen 
Vorwu1·f daraus gemacht, daß sie die deutschen Be
hör.cten aufgefordert h1:1t, die Denkmale ihrer Generale 
wieder zu erneuern bzw. zu pflegen; im Gegenteil, ich 
habe Respekt vor ihr gehabt, daß sie ihre alten Sol
da ~ O?n, die ein Jahrhundert oder sogar 100 Jahre vor
her dort gewirkt haben - die sicher auch nicht immer in 
angen ... h111„r Erinnerung bei der Bevölkerung waren -
in d·ieser Form ehrt. Ich darf bitten, daß die Herren 
von d1•r Sozialdemokratischen Partei. d~ Fra~lö! dc1· 
Umbenennung unter Berücksichtigung di~cr Ge.sichts
punkte einmal iiberprüfen. 

(Beifall bei den Regierun.gsparteicn.; 

Präsidc1d Wotters: 

Als n.ächster Redner hat der Herr Abgeordnete Lotz. 
von df!r FDP noch einmal das Wort. 

Abg. Lob;: 

Herr Präs ident! Meine Damen und Herrent Ich will 
Sie n id 1t mehr lange aufhalten, sondern nur eine Rl;!
tourkutsch-e des Herrn Kollegen Schmidt zurückweisen, 
weil er die FDP mil €'inigen KPD-Leuten zusammen 
genannt haL Es ist doch etwas anderes, ob ma~ zu
sammen arbeiten und vielleicht auch in dem einen od-er 
anderen Falle zusammen stimmen muß. Das kommt 
ja bei uns aucll scl1on mal vor. 11.:h stelle Ihnen die 
Unt-erlagen, wenn Sie sie un1uchen, gerne zur Ver
fügunß. 

Idt habe einen Briet des SPD-ßü1·ge1·meisters Wil
helm Schweizer, in dem steht: 

„In der Sitzung der Stadt"·erot'<ineten vom 6. Juni 
1947 wurde seitens der Fraktion der SPD beanh'ag\, 
fol~ende Umben„nnuugen durchzulUhren." - kh hätte 
Verständnis dafür, wenn die KPD-Leute in der Sit
zung ihre Wünsche auf Umbenennung selbst e~~
bracht hätten. Hier ist von einem SPD-Mann bescil~l
nigt, daß d·ie SPD-Fr.aktion die Namen alter Kf'.D
Lcute als Straßennamen gewünscht hat. Und nur des
halb habe i<'.h sie, Herr Kollege Beckenbach, zusammen 

ir. V~;r.bin~~$ .~bra-cht; denn kh muß doch anneh
men, wenn die SPD Wünsche der KPD vorbringt, daß 
dus etw:as an~.n~.s ist, als wenn man €inmal zusam
men arbeiten und zusammen stimnwn muß. 

(Widerspruch unod Unruhe bc:i d.er SPD. - Abg. 
Völker: Es ~t Sl:.hwi:r, so etwas zu vi:rtddigen; 

dafür haben wir Verstän4nis!) 

Prlstdent Wolters: 

Das Wort hat dPr Hf'rt• Ab~cnrcinetc Hertel von der 
SPD . . 

Abg. Hl'r1el: 

He1;r Prasldent! Meine Damen und HP.l'l'PO! kh will 
miCh nicht mii dt!n Eiru.dheiten dieses StreitE>S befas
~' IK!n<;\~rp. darauf hinweisen, daß wir die gemein
~ame Verantwortung haben und gemeinsam verpflichtet 
sind, ein neues politi~hcs \Vollen und Denken zum 
Aus<lnto.k zu bringen. 

(Sehr gut! im Haure.) 

Ich erinnere mich lcbh<\ft an ein~ vo1· einigen Tagen 
durchgeführte Sitzüng dC'!' KulturpolitiS't'hen Au~chus
ses. in der· dle Au!~aben des Instituts fur Europäische 
(Jeschichi:e im emzelnen beleuchtet wurden. Eine Auf
~ebe <Mese;; Tns-tltnts - <las mit erheblirnen Mitteln 
audl. vnm L nn<rl flnanzl<?Tt werden soll - besteht darin. 
aufzur!htmen mlt all <l.en Verstimmungen und Bela
stungen 'de!' Vergangenheit. 

Es '. l:!t µ~scrc Aufgal;ic, jcd-c-n Tag darum zu ringen, 
alleli das, was zwischen Fran'kreich un<l uns stand und 
heute lwdi zum großen T t>il ~tebt, w überwinden. Man 
k.awl. .::t.i.ch.e1:l~d1 trJ:Cge-n, ob das IIerau~holen von Ge

, .ri.ci.:~~;n.·~~~::a~t ·vcri!l'nienheit mit dazu beiträgt, <liese 
.. ~n.l:;pµmwi;i.g he~beizuführen. 

(Abg, Schuliä: lfodtc und Marccau! - Abg, Lo tz: 
In Fr:inkrPkh N'Hpo!eon un<l Hilf> ander·en r - Un

t'Uhe im H:i1i.w. - GlockC' des Pras~denten.) 

Prllsldent Woltcrs: 

' Id1 bitt(. \lm Ruhe' 

Abg. ller&el (fortfahrend): 

Es war auch eine Geschmacklosigkeit für sich seitens 
~ Herrn Kollegen Lotz, ausgeredm„t Napoleon zu
sam.mim mft Adolf Hitler in t>lncm Atemzug zu nen
nen. 

<Erneute Unruhe.) 

Ich meine, das muß j~-er mit s!<:h ahmac·hen. Es ist 
lic:lcichnend für die E instellung, <lie sich der Herr Kol
lege t:of~'"'in dfr R<h1.'ertung geschichtlicher Persönlich

„ kd'(i.~i1: ;, li·„~:1.1{,~tl " gemnl'ht hl'lt . 
„ •. „ .. „ „ .• 

Meine Di;lmen und Herren! Wir ringen gegenwärtig 
um die SCh&ffong frberslaatliche1· 01·gan.J..;ationen. Das. 
w <i-: hiPr mit ' d.f'r Ben~nnung von Straßen nach den 
N:oi!Yl'P.n ,-r.i, 01<f"neriilen geschehen ist. ist wieder eine 
Vcrbcum~n~ ~·or d~r Vcrgm1gcnheH. i~t die H~r.anfbe
!tCh'tll'fl"M'lrl~ ~linPr Zeit, \n der man sich die Regel'llng 
der :Aeziehur.,gPn zwischen den cinz.elnen Völkern nur 
tn efn("m· fortgeseh:ten Appell an die brutale dewalt 
hat denken können. 

(Abg. Wilms: Thiilmann war Reitergeneral, 
sogar russischer! - Heiterkeit im Hause.) 
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(Hertel) 

Dieser Zustand muß llberwunden werden. MB.n: muß 
den .Mut haben, diese Dinge einmal auszusprechen .. Alle 
diejenigen, die !Ur eine neue und bessere Zeit . ge
kämpft haben, hatten es bei ihren Zeit~ssen nicht 
leicht. 

(Unruhe Lm Hause.) 

Es gilt dieshalb, aus diesem Vorgang die notwendi
gen Konsequenzen zu ziehen. 

(Abg. Wilms - zur SPD gewandt -: Müssen Sie 
mal nachlesen! - Unruhe und Widerspruch bei 

der SPD.-). 

Ich bitte Sie deshalb - Sie haiben ja durdi. Ihre Par
teiorganisation Möglkhkeiten un.d Gelegenheiten -, auf 
Ihre örtlichen Or:gani$ationen, auf Ihre Stadtratsfrak
tionen usw. entsprechend einzuwirken. 

Wenn dle heutige Aussprache nur d:as eine Ergebnis 
hat, daß sl.ch ln Zukunft solche Vorgänge wie in Ost-. 
hofen und Neuwied nicht mehr wiederholen, dann war 
der Wert dieser Aussprache außerordentlich groß. 

(Beifall bei der SPD.) 

Prlaldent Woltcrs: 

Das Wort hat del' Herr Abgeordnete Motz von der 
Fraktion der FD,.P. 

Abg.Motz: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich hatte 
nicht die Absicht, mich hier ln diesen Streii um die 
Benennung der Straßen einzumisdlen, aber nachdem 
der Herr Kollege Schmidt die Verlesung des Proto
kolls gehört und dann in einer derartigen Art und 
Weise über den Vorsitzenden der FDP-Fraktion des 
Neuwieder Stadtrates ein Urteil gesprochen hat, möchte 
ich tolgendes betonen : es ist gleichgültig in der heu
tigen Zeit, ob sich einer während des Krieges in der 
Heimat au.(gehalten hat oder sonstwo. 

(Lebhafter Widerspruch und Oho-Rufe bei der SPD.) 

Meine He1-ren, seien Sie versichert, 

(Abg. Lotz: Dann wollen wir mal eine Rechnung 
aufmachen! - Unruhe.) 

wenn eln Mann wie hier der Herr· D1-. Häuser nach 
dem Protokoll eine derart klare demokratische Hal
tung an den Tag gelegt hat, dann weiß ich nicht, was 
ich dazu sagen soll, wenn der Herr Kollege Schmidt 
an der Fraktion der FDP und ihrem Vorsitzenden diese 
Kritik übt. Mit diesen Methoden kann man keine 
Demokraten erziehen. 

(Bei.fall bei der FDP. - Widerspruch bei der SPD.) 

- Herr Kollege Hertell Nehmen Sie es mir bitte nicht 
übel, wenn ich au! die Namen Blücher und Scharn
horst ein be~onderes Gewicht lege, Meine Damen und 
Herren! Das waren Männer, die Europa damals ·zur 
Freiheit geführt haben. 

(Abg. Beckenbach: Zur äußeren Freiheit!) 

Oder wollen Sie leugnen, daß dazumal auch ein Dik
tato1· in Europa war. 

(Abg. Markschefiel: Von Erzberger und Rathen.all 
wird überhaupt nicht mehr geredet in der Debatte; 

merkwürdig und sehr interessant ist das!) 

Wil· haben ja auch Geschichte gel!;!rnt. 

(Abg. Markschef!el; Erzberger und Rathen.au 
werden nicht mehr erwähnt in der Debatte, 

das ist sehr interessant!) 

,J. 

- Mein lieber Herr Kollege Markscheffel, es ist ja klar 
herausgestellt worden, wie wir dazu stehen, und es 
tut mir in der Seele weh, wenn über D emokraten wie 
Erzberger und Rathenau so wie hier und in diesem 
Zusammenhang gesprochen wird. 

(Abg. Markscheffel: Das war doch d ie Ursache 
der ganzen Debatte!) 

Wenn hier die Erklärung abgegeben wurde, daß bei 
Neubenennungen von Straßen diese Namen zum Zuge 
kommen sollen, dann ist damit doch k lar die demo
kratische Haltung der beiden Fraktionen im Neuw!.e
der Stadtrat festgestellt. 

(Abg. Markschef!el: Warum schafft man sie 
dann erst ab?) 

Meice Damen und Herren! Ich halte die Große An
frage -

(Abg. Markschef!el: Für überflüssig!) 

mehr für einen Theaterdonner als !ür ein echtes Be
kenntnis. Aus diesem Grunde und wegen der Dü!a
mierung, der mein Parteifreund in Neuwied hier aus
gesetzt war, sah ich mich verpfüchtet, ihn hier von 
dieser Stelle aus in Schutz zu nehmen. 

(Bravorufe und Bei.fall bei der FDP.) 

Prisident Wolters: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hertel von der · 
SPD. 

Abg. Hertel: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der son
derbare Geschichtsunterricht, der uns soeben durch den 
Herrn Kollegen Motz zuteil geworden ist, kann keines
wegs unwidersprochen bleiben. Er hat es so hingestellt, 
als wenn ausgerechnet Blücher und andere Generäle 
jener Zeit das deutsche Volk der staatsbürgerlichen 
Freiheit entgegengeführt hätten. Er vergißt ganz und 
gar, daß dieses große Preußen bis .zum 11. November 
1918 überhaupt keine Freiheit gekannt hat. 

(Oiio-Rufe bei der FDP. - Anhaltende Unruhe 
und Protestrufe bei der FDP. - Abg. Claus: Sie 
treiben ja auch Geschichtsunterricht! - Weiter an
haltender starker Lärm. - Glocke des Präsiden
ten. - Abg. Wilms: Studieren Sie die Geschichte!) 

Prisident Wolters: 

Ich bitte um Ruhe! 

Abg. Hertel (fortfahrend): 

Ist das vielleicht Freiheit, wenn auf der kommunalen 
Ebene bis Zw"'ll Landtag bis Ende November 1918 jenes 
verfluchte Drei-Klassen-Wahlrecht gegolten hat? 

(Weiter anhaltender starker Lärm und Protest
rufe der FDP. - Abg. Wilms: Das wissen wir 

doch, das gehört doch nicht hierher !) 

Wenn bis tief in unser Jahrhundert hinein in Preu
ßen die Gesindeordnung gegolten hat, nach der jeder 
Gutsbesitz.er berechtigt war, eine entlaufene Magd oder 
einen entlaufenen Knecht zurückzuholen und nach Gut
dünken zu züchtigen? Wenn Sie die Vertreter dieses 
Systems als die Heilbringer der Freiheit hinstellen, 
dann machen Sie das mit sich selber aus. 

{Weiter anhaltender starker Lärm und Protest.
ru!e bei der FDP. - Bei.fall bei der SPD.) 
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Präsidcni WoUers: 

Meine Damen und Herren! kh glaube, wir können 
den Gfächichtsuntenicht nunmehr 'beenden. 

(Heiterkeit des Hauses.) 

Ndch<lem sich niemand mehr zum Wort gemeldet 
hat, bin ·ich der Auffassung, daß wir diesen Punkt ab
sch li~fkn können. 

Die nlkhste Sitzung de.« Landtages - ich darf Ihnen 
dr1s vielleicht voTSchla~en - be!dnnt morgen frilh pünkt
lich um 9.3-0 Uhr. Die Frnkt.ionen beginnen nach einer 
eint"inhRlbs1ilndigen Mittagspm1se mit den Frnklions
sitzungen. 

Die Sitzung jst gcschlo~en. 

Sc h 1 u ß de 'r S i t zu n g : 12.44 Uhr. 


